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Liebe Leserinnen und Leser,

wer sich mit dem Haushalt der Europä-
ischen Union beschäftigt, kann einen Über-
blick über den gegenwärtigen Stand der
Gemeinschaft gewinnen, denn die Spur des
Geldes führt von den Steuerzahlerinnen
und Steuerzahlern der EU in alle europäi-
schen Politikbereiche. Nur mit den notwen-
digen Mitteln hat die Europäische Union, in
der wir als direkt gewählte Repräsentanten
Ihre Interessen vertreten, eigenständige
politische Gestaltungskraft.

Damit Sie sich eine Meinung über wichtige
Fragen bilden können, die in den nächsten
Jahren im Haushaltsbereich zu entscheiden
sind, möchten wir Ihnen den europäischen
Haushalt erläutern. 

„Die Hälfte aller Mittel der EU für die Agrar-
politik, muss das sein?“, ist eine der Fragen,
wie sie häufig gestellt werden, auch in 

Verbindung mit dem gerade begonnenen
Reformprozess der gemeinsamen Agrar-
politik. Die deutschen Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten begrüßen diese
Reform. Aber nicht die Kosten sind das
Problem, sondern mangelnde Flexibilität
und fehlender Anreiz für Reformen in den
Mitgliedstaaten! Solange die Agrarpolitik
weiterhin die einzige voll vergemeinschafte-
te Politik ist, wird sie weiterhin den größten
Teil des Haushalts einnehmen. Aber diese
Mittel sollten stärker für die Förderung des
ländlichen Raums, dem strukturpolitischen
Element der Agrarpolitik, zur Verfügung
stehen, anstatt überwiegend produktionsge-
bunden vergeben zu werden. So könnte das
Geld verstärkt z. B. für Ziele des Umwelt-
und Landschaftsschutzes eingesetzt werden. 

Auch in der Regionalpolitik ist nicht mit
Einsparungen zu rechnen. Die neuen Mit-

VORWORT

„Die Union
stattet sich 
mit den er-
forderlichen
Mitteln aus,
um ihre Ziele
erreichen und
ihre Politik
durchführen 
zu können“

aus dem Verfassungs-
entwurf des EU-Konvents
Juni 2003 (Art. 53 Ab. 1)

Jutta Haug MdEP Ralf Walter MdEP
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gliedstaaten werden die europäische Soli-
darität beanspruchen, zusätzlich zu den
schon jetzt bedürftigen Regionen. Den-
noch erteilen wir den Forderungen nach
einem formalisierten Finanzausgleich und
nach „Freiheit“ für die nationale Regio-
nalförderung eine Absage. Sie würde den
Wettbewerb der Regionen auf Kosten der
Schwachen entscheiden.

Klar ist daher: der Haushalt der Union wird
nicht kleiner. Da außerdem die Bedeutung
und die Aufgaben der EU in anderen Be-
reichen wachsen, z.B. durch eine größere
Rolle der Union in der Außenpolitik, steigt
der Druck auf die gegenwärtig festgelegte
Haushaltsobergrenze eher. 

Wir setzen uns dafür ein, dass 

� der Haushalt in den nächsten Jahren 
die bisher geltende Obergrenze nicht
überschreitet,

� das europäische Parlament, die Ver-
sammlung der direkt gewählten Volks-
vertreter, volle Mitspracherechte in allen 
Bereichen des Haushalts erhält, und

� der EU-Haushalt für die europäischen 
Bürgerinnen und Bürger transparenter 
und verständlicher gestaltet wird.

Wir möchten Sie bitten, sich an den Diskus-
sionen, die in den nächsten Jahren in den Re-
gionen, in den nationalen Parlamenten und
im Europäischen Parlament zu führen sind,
zu beteiligen. Sagen Sie uns Ihre Meinung!

Mit dieser Broschüre wollen wir als
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-
ten Ihnen die wichtigsten Hintergrund-
informationen dazu vermitteln. Sollten Sie
darüber hinaus Fragen haben, können Sie
uns auch gerne ansprechen.

Ihre Jutta Haug und Ralf Walter 
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1.1 Ausgaben - die europäische Politik in 
Zahlen

Der Haushalt der EU spiegelt die Politik auf
europäischer Ebene in Form von Zahlen
wider. Er umfasst mit 99,7 Mrd. Euro etwa
40 % des deutschen Haushalts. Für die
Agrarpolitik und die Strukturpolitik werden
jährlich die größten Anteile bereit gestellt,
da die Kommission in diesen Bereichen
weitgehend selbst die Politik ausführt. In
anderen Bereichen, beispielsweise der
Sozialpolitik, steht dagegen ein geringerer
Betrag zur Verfügung. Dort wird über die
Maßnahmen, wie die Harmonisierung der
Vorschriften, die Einführung von Mindest-
standards und die Koordinierung nationaler
Politiken zwar europäische Politik gemacht,
die Kosten werden aber weitgehend durch
die Mitgliedstaaten getragen. Es gibt also
drei Elemente, die über die Höhe der im

Haushalt bereit gestellten Summen je
Politikbereich entscheiden: 

1) Inwieweit liegt die Kompetenz  für die 
Politik auf europäischer Ebene?

2) Umfasst die Kompetenz der EU die 
Verausgabung von Mitteln, oder liegt 
ihre Aufgabe in der Koordinierung?

3) In welchem Maß ist die Umverteilung 
von Mitteln im jeweiligen Politikbereich 
nötig, um die angestrebten Ziele zu er-
reichen?

Die Politikbereiche

Der europäische Haushalt wird dominiert
von der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP),
und der Regionalpolitik. Auf diese beiden

1. AUFBAU UND GRUNDSTRUKTUREN DES 
EU-HAUSHALTS

Der Haushalt der EU ist derzeit aufgeteilt in acht Einzelhaushalte der Institutionen der EU. Der
Einzelhaushalt der Kommission ist bei Weitem der Größte (98 %). Er ist in Verwaltungs- (Teil
A) und operationelle Mittel (Teil B) unterteilt und in Teileinzelpläne (= Politikbereiche, siehe
Tabelle „Haushalt 2003“, Seite 10)*, Titel, Kapitel (Aktivitäten), Artikel und Posten gegliedert.
Diese unübersichtliche Form wird in 2004 auf Drängen des EP durch einen "Aktivitäts-basier-
ten" Haushalt (activity based budget - ABB) abgelöst. Weiterhin gibt es darin Kapitel, Artikel
und Posten. Die Teilung zwischen den Teilen A (Verwaltung) und B (operationelle Ausgaben)
fällt jedoch weg und die Politikbereiche sind neu aufgeteilt. Unter jedem der 30 Titel sind alle
Mittel zusammengefasst, die von der Kommission für einen bestimmten Politikbereich ver-
ausgabt werden. Um die Übersichtlichkeit weiter zu steigern, wird bei der Gliederung auf der
Ebene der Kapitel immer die gleiche inhaltliche Aufteilung eingehalten: Kapitel 1: Manage-
ment; Kapitel 2: Finanzielle Intervention; Kapitel 3: Humanressourcen. 
Ziel ist es, den Haushalt für jeden interessierten Bürger lesbar zu machen.
Auch der Haushalt des laufenden Jahres (2003) ist schon in ABB Format verfügbar (siehe
Dokumentenliste im Anhang).

* Die Politikbereiche sind zur Zeit in folgenden Teileinzelplänen zusammengefasst: Agrarpolitik, Strukturpolitik, Bildung und Kultur,
Energie und Umwelt, Verbraucherschutz und Transeuropäische Netze, Forschung und technologische Entwicklung, Außenpolitik,
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, und Reserven.

TECHNISCHES ZUM HAUSHALT – WECHSEL ZU ABB 
(AKTIVITÄTS-BASIERTES HAUSHALTEN)



THEMA EUROPA: Der Haushalt der EU06/2003

8

Politikbereiche entfallen zusammen ca. 80 %
der Mittel. Davon wird wiederum die Hälfte
für die Marktmaßnahmen der Agrarpolitik
aufgewendet. Sie werden im weiteren Sinne
produktorientiert an die europäischen Land-
wirte gezahlt.

Die anderen 37 Mrd. Euro werden zur
Steigerung des wirtschaftlichen und sozia-
len Zusammenhaltes, sowie zur Förderung
der Entwicklung des ländlichen Raums im
Rahmen der Agrarpolitik verwendet. Die
Instrumente der Regionalpolitik sind der
Kohäsions- und die Strukturfonds. Wäh-
rend die Mittel aus den Strukturfonds in
alle EU-Länder fließen, häufig auch für 
kleinere Projekte, wie z. B. Umwelt- und
Energieberatung für kleine und mittlere
Unternehmen vor Ort, werden die Mittel
aus dem Kohäsionsfond (ca. 8 % der Regio-
nalpolitik) nur an die Länder gezahlt, deren
BSP unter 90 % des EU-Durchschnitts liegt
(Spanien, Portugal, Griechenland, zur Zeit
noch Irland, und bald auch die Beitritts-
staaten), und zwar nur für Umwelt- und
Verkehrsinfrastrukturprojekte, z. B. Auto-
bahnen, Klärwerke, etc. 

Die Förderung des ländlichen Raums, die
als ein Teil der Agrarpolitik gilt, wird nach

anderen Kriterien als die Strukturfonds ge-
währt. Sie soll eine sinnvolle, nachhaltige
Entwicklung der Landwirtschaft in Europa
unterstützen und ist als Gegengewicht zu den
marktorientierten Maßnahmen entstanden. 

Da Landwirtschaft und Strukturpolitik eine
so erhebliche Rolle für die Entwicklung der
Kosten europäischer Politik spielen, wird
ihnen gegenwärtig, drei Jahre vor Verab-
schiedung einer neuen mittelfristigen Fi-
nanzplanung, besondere Aufmerksamkeit
gewidmet. Durch den Beitritt der zehn
neuen Staaten, die bis 2006 in diesen
Bereichen bis zu 33,2 Mrd. Euro erhalten
werden, bekommen die angestrebten Refor-
men der Agrar- und Strukturpolitik eine
noch größere Bedeutung.

Zu den Kategorien Agrarpolitik (I) und
Strukturpolitik (II) kommen die weiteren
Kategorien Innere Politiken (III), Außen-
politik (IV), und Vorbereitungsunterstüt-
zung (VII) hinzu. Diese Kategorien sind
nicht identisch mit den Teileinzelplänen im
Haushaltsplan, sondern entsprechen, zur
besseren Vergleichbarkeit und Übersicht-
lichkeit, der Aufteilung in der mittelfristigen
Finanzplanung (vergleiche Diagramm „Fi-
nanzielle Vorschau“, Seite 20). 
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Interne Politiken (III)

Eine besonders wichtige Aufgabe hat die
EU in der Förderung von Forschung und
technologischer Entwicklung. Im März 2000
haben die Staats- und Regierungschefs auf
ihrem Gipfel in Lissabon auf Vorschlag der
Kommission das Ziel formuliert, die EU bis
2010 zum „wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum
in der Welt“ zu machen. Dabei nimmt die
Forschung einen wichtigen Platz ein und
wird von der EU, zusätzlich zu nationalen
Förderprogrammen, mit rund 4 Mrd. jähr-
lich unterstützt. Außerdem wird aus dieser
Kategorie der Ausbau europäischer Ver-
kehrs-, Telekommunikations-, und Energie-
netze, Bildung und Jugendförderung, wie
Bildung über das Internet „e-Europe“ und
Austauschprogramme wie „Leonardo“, die
Zusammenarbeit der Justiz, Unterstützung
von Kultur und audiovisuellem Bereich,
Umweltschutzmaßnahmen, nachhaltige und
sichere Energieversorgung etc., gefördert.

Außenpolitik (IV)

Die Kategorie Außenpolitik ist durch die
wachsende Rolle der EU in der internatio-

nalen Politik und vor allem bei der Kri-
senbewältigung steigenden finanziellen An-
forderungen ausgesetzt. Die Schwerpunkte
liegen bei der parallelen Entwicklung wirt-
schaftlicher Kooperation und Stärkung der
Demokratie im Mittelmeerraum (auch
Israel), in der Stabilisierung des Balkans,
sowie bei der Entwicklungszusammen-
arbeit in Asien, Afrika und Lateinamerika.

Vorbeitrittshilfen (VII)

Die Länder außerhalb der heutigen EU, die
als Beitrittskandidaten anerkannt sind,
erhalten Mittel aus einer eigenen Kategorie
„Vorbeitrittshilfen“: Über das Vorbeitritts-
hilfen-Instrument SAPARD werden die
Vorbereitungen der Landwirtschaften auf
die Beitritte gefördert, ein anderes In-
strument (ISPA) soll helfen, notwendige
strukturelle Anpassungen vorzunehmen. Als
Drittes Element werden die Beitrittsländer
bei der Errichtung von Institutionen und
Kapazitäten für die Übernahme des gemein-
schaftlichen Besitzstandes unterstützt
(PHARE). 

Wenn im Mai 2004 die ersten neuen Länder
in die EU aufgenommen werden, bleiben

Zum „wett-
bewerbsfähigsten,

dynamischsten, 
wissensbasierten
Wirtschaftsraum 
in der Welt“ soll 
die EU werden:

Sekundärteilchen-
Forschung am 

Max-Planck-Institut
in München (links),
ICE als Teil Trans-

europäischer
Verkehrsnetze, Tele-

kommunikations-
forschung bei der

Deutschen Telekom, 
Dish-Stirling-Solar-

kraftwerk im
deutsch-spanischen

Testzentrum
Almeria/Spanien,

Schulunterricht am
Bildschirm
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diese Instrumente weiter bestehen. Die 
Hilfen für die verbleibenden Vorbeitritts-
länder Rumänien, Bulgarien und für das
Kandidatenland Türkei werden erhöht.
Auch die Heranführung weiterer Staaten
könnte später aus dieser Kategorie fi-
nanziert werden. Kroatien, das seinen
Antrag im Februar 2003 gestellt hat, so-
wie weitere Staaten des Balkans, deren

Anträge erwartet werden, könnten hieraus
gefördert werden.

Die Verwaltungskosten (Kategorie V)

Neben den Ausgaben für die Ausführung
der Politik auf europäischer Ebene (opera-
tionelle Ausgaben), müssen natürlich auch

Teileinzelpläne und Anteile

44 780,45 44,9B1: EAGFL-Garantie1

BETRAG %TEILZEITPLAN

34 164,03 34,3B2: Strukturmaßnahmen, Struktur- und Kohäsionsfonds:
Finanzmechanismus, sonstige landwirtschaftliche  
(EAGFL-Ausrichtung) und regionale Maßnahmen, 
Verkehr und Fischerei

984,80 1,0B3: Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend, Kultur, 
audiovisueller Bereich, Information, soziale Dimension 
und Beschäftigung

304,10 0,3B4: Energie, Euratom-Sicherheitsüberwachung und Umwelt

1 267,88 1,3B5: Verbraucherschutz, Binnenmarkt, Industrie und 
transeuropäische Netz

4 055,00 4,1B6: Forschung und technologische Entwicklung

8 504,86 8,5B7: Außenpolitische Maßnahemn

47,50 14,2B8: Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

217,00 0,2B0: Garantien und Reserven

5 360,07 5,4DA:Verwaltungsausgaben

99 685,69 100,0Insgesamt

Haushaltsplan 2003 (Verpflichtungen in Mio. Euro)

1 Der „EAGFL“ ist der 1962 geschaffene „Europäische Ausrichtungs- und Garantiefond für die Landwirtschaft“. Er
dient zur Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik und ist untergliedert in zwei Abteilungen: Die Abteilung
„Garantie“ ist zuständig für die Finanzierung von Preisstützungsmaßnahmen und Ausfuhrerstattungen, die den
Landwirten feste Preise sichern, während die Abteilung „Ausrichtung“ durch Subventionen die Rationalisierung,
Modernisierung und Strukturverbesserung in der Landwirtschaft unterstützt.
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die Infrastruktur und das Personal für deren
Verwaltung ausreichend finanziert werden.
Mit etwa 5,2 % des Haushalts liegen diese
im Vergleich zu anderen Verwaltungen
niedrig. Von diesen Mitteln erhält die
Kommission, in der etwa zwei Drittel der
Mitarbeiter beschäftigt sind, entsprechend
einen Anteil von 66 %.

1.2 Einnahmen oder „Wie finanziert sich 
die Europäische Union?“

Der Haushalt der EU finanziert sich nur
über Einnahmen. Dies klingt zunächst
logisch, beinhaltet aber die wichtige Tat-
sache, dass die europäischen Verträge keine
Kreditaufnahme erlauben. Demnach wer-
den auch keine Aufwendungen für z. B.
Zinsen, Raten, Tilgungen oder Kreditrück-
zahlungen fällig. Dies heißt umgekehrt
auch, dass die Haushaltsplanung exakt
durchgeführt werden muss, somit Haus-
haltswahrheit und Haushaltsklarheit nicht
nur leere Floskeln sein dürfen. Dadurch
wiederum erhält der Haushalt eine gewisse
Starre und damit ein geringeres Maß an
Flexibilität. Aber zunächst der Reihe nach. 

Das System der eigenen Einnahmen ent-
wickelte sich mit der Zeit. Zwar war der
Grundsatz der Eigenmittel bereits in den
Römischen Verträgen verankert: „Der Haus-
halt wird unbeschadet der sonstigen Ein-
nahmen vollständig aus Eigenmitteln finan-
ziert“. Es hat aber noch bis 1970 gedauert
bis die Übergangszeit mit einzelstaatlichen
Beträgen beendet und der Schritt zu einer
autonomen Finanzierung durch „traditio-
nelle“ Eigenmittel (Agrarabschöpfungen,
Zölle) vollzogen wurde. Zugleich wurden
Mehrwertsteuer-Eigenmittel geschaffen, da
die traditionellen Eigenmittel für die Fi-
nanzierung des Gemeinschaftshaushaltes
nicht ausgereicht hätten. Schwierigkeiten
der Mitgliedstaaten bei der Definition einer

gemeinsamen Bemessungsgrundlage verhin-
derten die Anwendung allerdings bis 1979. 

Das schwache Wirtschaftswachstum in der
zweiten Hälfte der siebziger bis Mitte der
achtziger Jahre führte zu Ausfällen bei den
Mehrwertsteuereinnahmen. 1988 entschlos-
sen sich die damaligen Mitgliedstaaten
daher zu der Einführung einer zusätzlichen
Eigenmittelart, berechnet nach dem Anteil
eines Mitgliedstaates am Bruttosozialpro-
dukt der gesamten EU. Seit 1988 legt die
Gemeinschaft zudem eine Obergrenze für
die Finanzierung der Gemeinschaftsaus-
gaben fest, die jeweils für die Dauer einer
Finanziellen Vorausschau gültig ist. Für die
Finanzperiode 2000 bis 2006 beträgt diese
Obergrenze 1,27 % des EU-BSP.

Alle anderen Tätigkeiten der Gemeinschaft,
die zu Erträgen führen, tragen ebenfalls
zum Haushalt bei. Dazu gehören die von
der Kommission verhängten Geldbussen
und Strafen, die von den Mitgliedsstaaten
beispielsweise für die verzögerte Umsetzung
europäischen Rechts in nationales Recht
gezahlt werden müssen. Auch die Steuern
und Abgaben auf die Dienstbezüge der Be-
amten und Angestellten der Europäischen
Institutionen, Zinsen und Garantien bilden
einen Teil der Einnahmen.  
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Betrachtet man die Eigenmittel nicht nach
Einnahmearten, sondern nach Finanzie-
rungsanteilen der Mitgliedsstaaten, so stellt
man fest: die Einzahlungen in den Europä-
ischen Haushalt laufen im Prinzip gerecht.
Die Anteile der Eigenmittelzahlungen ent-
sprechen in etwa dem jeweiligen Anteil an
der Wirtschaftsleistung der EU. Nur Groß-
britannien bekommt den im Vertrag fest-
geschriebenen „Britenrabatt“. Das Verei-
nigte Königreich erhält seit 1984 zwei
Drittel seines Netto-Saldos zurückerstattet.
Begründet wurde dies bei der Einführung
mit ungünstigen Berechnungsschlüsseln für
seine Beiträge und mit seinem geringen
Anteil an der EU-Agrarpolitik. Es ist aber
auch auf besondere Verhandlungsführung
der damaligen britischen Premierministe-
rin („I want my money back!“) zurückzu-
führen. Um die großen Nettozahler zu ent-
lasten wurde der Anteil Österreichs,
Deutschlands, der Niederlande und Schwe-

dens ab 2002 auf 25 % ihres normalen
Anteils begrenzt.

Im Budget für das Jahr 2003 betragen die
BSP-Eigenmittel mehr als die Hälfte (60,9 %)
aller Einnahmen, der Mehrwertsteueranteil
liegt bei 24,7 % und die traditionellen Ei-
genmittel belaufen sich auf 12,5 %. Die gül-
tige mögliche Obergrenze wird durch den
beschlossenen Haushalt nicht erreicht. Im
Gegenteil: das relative Ausgabenvolumen ist
seit Jahren rückläufig; es ging von 1,2 % im
Jahr 1999 über 1,09 % im Haushaltsplan
2001 bis 1,05 % in 2002 zurück. Dieser Trend
setzt sich auch im laufenden Haushaltsjahr
fort. Angesetzt sind 1,02 %. Allerdings soll
an dieser Stelle nicht verschwiegen werden,
dass mit dem tatsächlichen Beginn der
Osterweiterung, also der Aufnahme von
zehn neuen Mitgliedstaaten, die Ausgaben
der Union wesentlich näher an die zur Zeit
geltende Obergrenze heranrücken werden.

Belgien
4 %

Dänemark
2 % Deutschland

23 %

Griechenland
2 %

Spanien
8 %

Frankreich
17 %Irland

1 %

Italien
14 %

Luxemburg
0 %

Niederlande
6 %

Österreich
2 %

Portugal
2 %

Finnland
2 %

Schweden
3 %

Großbritannien
14 %

Eigenmittel 2002 – aufgeschlüsselt nach Mitgliedstaaten
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Die Nettozahler-Debatte

Was bedeutet zunächst der Begriff „Netto-
zahler“? Als „Nettozahler“ werden die EU-
Mitgliedstaaten bezeichnet, die mehr in den
Brüsseler Haushalt einzahlen, als sie direkt
daraus zurückbekommen. Im Moment sind
dies neben Deutschland vor allem die
Niederlande, Österreich und Schweden. 

Die Diskussion flammt immer dann wieder
in der Öffentlichkeit auf, sobald das Thema
der deutschen Übertragungen an die EU auf
dem Tisch kommt. Der Umstand, dass die
Bundesrepublik Nettozahler ist, berechtigt
jedoch nicht automatisch zur Kritik. Zwar
leistet Deutschland immer noch den absolut
größten Beitrag, bei den Zahlungen pro
Kopf steht Deutschland aber nur noch an
vierter Stelle (nach Luxemburg, den Nie-
derlanden und Schweden). Die Europäische
Union ist keine Bank oder Sparkasse, sie ist
eine Werte- und Wirtschaftsgemeinschaft,
die Leistungen für ihre Mitglieder erbringt,
aber eben auch einen Beitrag dafür fordert.
In einer Solidargemeinschaft ist es für
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-
ten selbstverständlich, dass wohlhabende
Mitglieder mehr zur Finanzierung beitragen
als ärmere. Daraus folgt ebenso selbstver-
ständlich, dass sie weniger zurückbekom-
men. Wir haben uns immer und auf jeder
politischen Ebene für ein solidarisches Fi-
nanzprinzip eingesetzt. 

Nettozahler sein heißt aber nicht, dass man
unter dem Strich „draufzahlt“. Insbe-
sondere Deutschland, dessen Wirtschaft
immens vom Export abhängig ist, profitiert
in besonderer Weise von der Beseitigung
von Handelshemmnissen, Importsteuern
oder Zöllen und vom Funktionieren des
gemeinsamen Binnenmarktes. Nicht zuletzt
der Euro als gemeinsame Währung und der
seit 1999 damit verbundene Wegfall von
Wechselkursrisiken sind dafür verantwort-

lich, dass auch im Jahre 2001 die deutschen
Exporte in die EU-Länder um 5 % auf 353
Milliarden Euro angestiegen sind. Damit
gehen knapp 55 % der deutschen Ausfuhren
in Länder innerhalb der Gemeinschaft.
Diese Vorteile nicht-budgetärer Art sind
aber schwer zu berechnen und bleiben in
dieser Nettozahler-Diskussion meistens
außen vor.

Frankreichs Staatspräsident Valery Giscard d´Estaing: „Sie bekommt allmählich
Raffzähne“ - Bundeskanzler Helmut Schmidt: „Nein... Sie ist einfach nur Englän-
derin“. Die Lady bittet zur Kasse. Margret Thatcher erkämpfte einen Sonderstatus
für Großbritannien. Zeichnung: Calvi, Paris

Der neue 
Athener Flughafen

„Eleftherios
Venizelos“ – mit 
EU-Geldern aus 

dem Strukturfond
finanziert, weitge-

hend von deutschen
Firmen gebaut.
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Aber auch europäische Fördergelder, die nicht
direkt in die Heimat fließen, können dort zu
mehr Beschäftigung und Wohlstand führen.
Mit Geldern aus dem europäischen Struk-
turfonds wurde z. B. der Bau des Athener
Flughafens finanziert. Vordergründig hat es
den Anschein, als wären die Mittel nur Grie-
chenland zugute kommen. Bei genauerer
Betrachtung zeigt sich aber, dass der Gene-
ralunternehmer für den Bau ein deutsches
Unternehmen war, für das logistische Know-
how und die Altlastenbeseitigung waren
ebenfalls deutsche Firmen verantwortlich.
Damit schuf die EU-Investition nicht nur
auch Arbeitsplätze in Deutschland, sondern

es floss über die in Deutschland gezahlten
Steuern Geld in die deutsche Staatskasse. 

Weit wichtiger, aber anscheinend immer
mehr in Vergessenheit geratend, ist die Ent-
wicklung, die Europa seit der Gründung der
Gemeinschaft vollzogen hat: Seit mehr als
einem halben Jahrhundert herrscht Frieden
zwischen allen Mitgliedsstaaten. Die Begrif-
fe Freiheit, Sicherheit und Wohlstand sind
ebenso mit Europa verbunden wie der Weg-
fall der Grenzen oder der kulturelle Aus-
tausch. Diese Vorteile allerdings können
nicht in Euro ausgedrückt werden, sie sind
unschätzbare Werte. 

7647

Die wichtigsten Handelspartner
Deutscher Außenhandel im Jahr 2001 in Milliarden Euro

Die größten Kunden
(Ausfuhr)

Die größten Lieferanten
(Einfuhr)

Frankreich
USA

Großbritannien
Italien

Niederlande
Österreich

Belgien
Spanien
Schweiz

Polen
Tschech. Rep.

Japan
Schweden

China
Ungarn

Dänemark

Frankreich
Niederlande
USA
Großbritannien
Italien
Belgien
Japan
Österreich
Schweiz
China
Irland
Spanien
Russland
Tschech. Rep.
Polen
Ungarn

Quelle: Statistisches Bundesamt

51,751,751,7
46,346,346,3
45,545,545,5

38,238,238,2
35,735,735,7

28,528,528,5
22,622,622,6
20,820,820,8
19,819,819,8
19,719,719,7

16,616,616,6
15,615,615,6
14,514,514,5
14,514,514,5
13,513,513,5
12,012,012,0

70,770,770,7
67,367,367,3

53,353,353,3
47,547,547,5

39,339,339,3
32,632,632,6

31,431,431,4
28,428,428,4

27,627,627,6
15,215,215,2
14,914,914,9

13,113,113,1
12,912,912,9
12,112,112,1

10,510,510,5
10,310,310,3

Enge Handelsbeziehungen schweißen Deutschland und seine Partner in der Europäischen Union zusammen. Rund 55
Prozent aller deutschen Exporte gehen in die Länder der EU. Hinter dieser Zahl standen 2001 Waren im Wert von 552
Milliarden Euro. Auch bei den Einfuhren zeigt sich die enge Verzahnung Deutschlands mit der EU: 52 Prozent aller
Importe stammten 2001 aus den Partnerländern der EU.
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2.1 Wie kommt der Haushalt der 
Europäischen Union zustande?

Das Europäisches Parlament und der Rat,
zusammen als „Haushaltsbehörde“ bezeich-
net, beschließen jährlich den Haushalt. Da-
mit ist leider noch lange nicht alles gesagt
und alles erklärt. Vielmehr gehört das Haus-
haltsverfahren zu den kompliziertesten
Gesetzgebungsverfahren auf europäischer
Ebene. 

Eine wichtige Entscheidungsgrundlage für
das Verfahren stellt seit 1988 die Finanzielle
Vorausschau dar, die die Gesamthöhe des
Haushalts fixiert, den Haushalt in Katego-
rien aufteilt und für alle Kategorien Ausga-
benobergrenzen festlegt. Von 2000 bis 2006
ist die sogenannte Agenda 2000 in Kraft, die
1999 beschlossen wurde (siehe dazu Kap.
2.3.1). 

Das eigentliche jährliche Haushaltsverfah-
ren lässt sich in einzelne Schritte untertei-
len:

1. Erstellung des Haushaltsvorentwurfs 
durch die Kommission

Zu Jahresbeginn stellen alle Organe der EU
(Parlament, Kommission, Rat, usw.) eine
Bedarfsplanung für das kommende Jahr
auf. Zudem legen das Europäische Parla-
ment und der Rat ihre politischen Priori-
täten fest. Diese Vorgaben werden von der
Kommission zusammengefasst und als
„Haushaltsvorentwurf“ der Haushaltsbe-
hörde normalerweise Mitte Mai vorgelegt. 

2. Erste Lesung des Rates
Im Anschluss an eine sogenannte Kon-
zertierung (Verhandlungsrunde, an der
Vertreter des Parlaments, des Rates sowie
der Kommission teilnehmen und ihre
Positionen darlegen) führt der Rat  – nor-
malerweise im Juli – seine erste Lesung

durch. Den Vorsitz führt dabei der Mit-
gliedsstaat, der gerade die Ratspräsident-
schaft inne hat. Der Rat kann den Vorschlag
der Kommission abändern, was er im Re-
gelfall auch immer tut. Der Haushaltsvor-
entwurf verliert sein „vor“ und heißt nun
„Haushaltsentwurf“. 

3. Erste Lesung des Parlamentes 
Auf der Basis des Haushaltsentwurfs führt
das Parlament seine erste Lesung durch.
Aufgrund seiner politischen Prioritäten wer-
den Entscheidungen des Rates verändert
oder begrüßt. Für eine Abänderung benötigt
das Parlament die Zustimmung der Mehr-
heit seiner Mitglieder, also mindestens 314
Stimmen. Aber Vorsicht und Sorgfalt ist ge-
boten: stimmen in zwei aufeinanderfolgen-
den Verfahrensschritten Parlament und Rat
in einem Bereich in ihrer Beschlussfassung
überein, so gilt er als beschlossen und darf
nicht mehr abgeändert werden. Rein theo-
retisch könnte damit das Haushaltsverfah-
ren nach der ersten Lesung des Parlaments
abgeschlossen sein. Man könnte dann von
einem „goldenen Oktober“ sprechen.

4. Zweite Lesung des Rates
Mit der zweiten Beschlussfassung des Rates
im November werden die obligatorischen
Ausgaben quasi festgelegt. Das sind vor
allem die Agrarausgaben. Das Parlament
hat für diesen Bereich nicht das Mitent-
scheidungsrecht, sondern wird nur ange-
hört und kann hier in seiner zweiten Lesung
nichts mehr verändern. 

5. Zweite Lesung des Parlamentes
In der letzten Sitzung des Europäischen
Parlaments in Straßburg im Dezember wird
der Haushalt beschlossen, das heißt die
Beschlussfassung der Versammlung stellt
auch das endgültige Budget dar. Mit der
Feststellung des Haushalts durch den
Parlaments-Präsidenten oder die -Präsiden-
tin ist das Verfahren abgeschlossen. 

2. DER WEG DES EU-HAUSHALTS: 
VOM ENTWURF BIS ZUR KONTROLLE
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Was passiert, wenn zwischen der zweiten
Lesung des Rates und der zweiten Lesung
des Parlamentes in den Verhandlungen über
entscheidende Ausgaben keine Einigung
zwischen den beiden Armen der Haushalts-
behörde zustande kommt? Sollte dies der
Fall sein, kann das Europäische Parlament
mit der Mehrheit seiner Mitglieder und zwei
Drittel der abgegebenen Stimmen den
Haushalt ablehnen und die Vorlage eines
neuen Entwurfs verlangen. Ist zu Beginn
des Haushaltsjahres noch kein Haushalts-
plan verabschiedet, so tritt die „Zwölftel“-
Regelung in Kraft: die Kommission darf
monatliche Ausgaben tätigen, die ein Zwölf-
tel des Budgets des vorherigen Jahres nicht
überschreiten. Problematisch ist dabei, dass
im Prinzip der gleiche Haushalt für zwei
Jahre gelten könnte, obwohl er nur für ein
Jahr geplant ist. Subventionsempfänger
müssten dann von Monat zu Monat planen.

Prinzipien für das Aufstellen des Haus-
haltplans

Das Aufstellen des Haushalts erfolgt nicht
nur nach einem festgelegten Verfahren, son-
dern es orientiert sich auch an sechs Grund-
prinzipien. Sie sind ähnlich wie die des
öffentlichen Finanzgebarens der Mitglied-
staaten. Jeweils zwei dieser Prinzipien ge-
hören sehr eng zueinander:

� Einheit und Vollständigkeit
Das Gebot der Einheit besagt, dass keine 
Schatten- oder Nebenhaushalte aufge-
stellt werden dürfen. Vollständigkeit 
steht in diesem Zusammenhang für die 
Regel, dass alle Einnahmen und Aus-
gaben, egal welchen Ursprungs oder mit 
welchem Ziel, in einem Budget erschei-
nen müssen. Davon abgeleitet wird das 
Universalitäts-Prinzip, dass sich aufteilt 
in das Bruttoprinzip (dem Verbot der 
Verrechnung von Einnahmen und Aus-

Frühjahr 2004

Der Haushaltskontrollausschuss des 
Europäischen Parlaments prüft die 
Bemerkungen des Rechnungs-
hofes und erteilt der 
Kommission
Entlastung.

März 2004 Der Rat prüft die Bemerkungen  
des Rechnungshofes und legt 

dem Europäischen Parlament 
seinen Standpunkt dar.

November 2003 Der Euroäische Rechnungshof prüft 
die Ausführung des Haushaltsplans    
vom Vorjahr und veröffentlicht seinen 

Jahresbericht.

Januar bis
Dezember

2002

Die Kommission führt den Haushalts-
plan in eigener Verantwortung aus.

Dezember 2001

November
2001    

Oktober
2001

Der Entwurf des Haushaltsplans wird vom 
Europäischen Parlament in zweiter Lesung geprüft.  

Der Präsident des Europäischen Parlaments stellt den
Haushaltsplan endgültig vor.

Der Entwurf des Haushaltsplans wird vom Rat in 
zweiter Lesung geprüft.

Der Entwurf des Haushaltsplans wird vom Europäischen
Parlament in erster Lesung geprüft.

Juli 2001 Der Rat prüft den Vorentwurf des Haushaltsplans, ändert 
ihn ggfs. und beschließt den Wortlaut des Entwurfs des
Haushaltsplans 2002.

Mai 2001 Die Kommission nimmt den Vorentwurf des Haushaltsplans 
für 2002 an und legt ihn vor.

Die Gemeinschaftsorgane stellen ihren Verwal-
tungshaushalt auf (Rat, Parlament, Rechnungshof,  

Gerichtshof u. a.).
Die Kommission stellt den Gesamthaushalts-

plan der Europäischen Union auf (Verwaltungs-
haushalt der Kommission, Gesamtausgaben und 
-einnahmen der Union).

Januar 2001

Übersicht über einen Haushaltszyklus (am Beispiel des
Haushaltsjahres 2002) von der Aufstellung bis zur Entlastung



17

THEMA EUROPA: Der Haushalt der EU 06/2003 

gaben, die jeweils in der vollen Höhe aus-
gewiesen werden müssen) und das Non-
Affektationsprinzip (Einnahmen dürfen 
nicht zweckgebunden sein). 

� Jährlichkeit und Ausgeglichenheit
Unter dem Jährlichkeitsprinzip ist zu 
verstehen, dass alle Einnahmen und alle 
Ausgaben nur für ein Jahr festgelegt 
werden dürfen. Zwar kann z. B. das 
Gesamtvolumen bestimmter Programme 
über mehrere Jahre hinweg geplant wer-
den, die letztendliche Festlegung der 
Summe in den einzelnen Haushalten 
darf jedoch immer nur für ein Jahr erfol-
gen. Bilanzmäßige Ausgeglichenheit be-
deutet hier, dass nicht mehr Ausgaben 
getätigt werden können, als Einnahmen 
zur Verfügung stehen. 

� Spezialität und Rechnungseinheit
Mit der sachlichen oder auch qualitati-
ven Spezialität wird eine Einteilung der 
vorgesehenen Mittel nach Kapiteln gere-
gelt. Daraus resultieren die Einzelpläne 
für jedes Organ der EU sowie die Ein-
teilung aller operativen Mittel nach 
Politikbereichen (z.B. Agrapolitk, Struk-
turmaßnahmen). Seit dem 1.1.1999 ist 
der ECU vom Euro als Rechnungseinheit 
abgelöst worden.

2.2 Die Ausführung des Haushalts

Etwa 98 Prozent des Haushaltsplans wer-
den von der Kommission ausgeführt. Sie
muss sich laut Vertrag streng an die Grund-
sätze der Wirtschaftlichkeit der Haushalts-
führung halten. Für das Europäische Par-
lament kommt es bei der Implementierung
darauf an, dass die von der Haushalts-
behörde bewilligten Mittel im Einklang mit
den während der Haushaltsdebatte formu-
lierten politischen Zielen ausgegeben wer-
den. 

Ausgaben umfassen im wesentlichen zwei
Vorgänge. Zunächst muss eine Mittelbin-
dung stattfinden, d. h. ein Beschluss zur
Finanzierung gefasst werden. Dies kann
durch Programme oder Projekte geschehen.
Als zweiter Teil folgt eine Auszahlungs-
anordnung und die Zahlung der fälligen
Beträge. Dabei muss die Kommission
immer die Verträge, Vorschriften und
Anweisungen einhalten, die ihr gesetzlich
vorgegeben sind. 

Mehr als 80 % des Europäischen Haushaltes
sind Subventionshaushalt, die Gelder
fließen in die Mitgliedstaaten selbst oder an
Empfänger in den Mitgliedstaaten. Ein
wichtiger Partner für die Durchführung von
Programmen in den EU-Staaten und die

Abwicklung von Zahlungen sind die
Verwaltungen in den Mitgliedsländern; in
Deutschland also der Bund, die Bundes-
länder und die kommunale Ebene. Haben
die Landwirte z. B. Subventionsansprüche,
reichen sie diese bei ihrer regionalen
Behörde ein. Sind die Projekte und Pro-
gramme von der Kommission erst einmal

Die Hälfte des EU-
Haushalts für die
Landwirtschaft –
muss das sein? Im
EU-Haushalt 2003
stehen 43 % der
Mittel für die Unter-
stützung der Land-
wirtschaft zur Ver-
fügung. Die Schwer-
punkte der Agrar-
politik sollen sich
immer mehr von 
der Förderung der
Produktion zur För-
derung der Lebens-
grundlagen im länd-
lichen Raum ver-
lagern: Geflügelhof
in der Bresse im
französischen De-
partement Ain.
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genehmigt, werden sie von den Administra-
tionen vor Ort umgesetzt. Trotzdem ist und
bleibt die Kommission aufgrund der beste-
henden Rechtslage für die ordnungsgemäße
Ausführung verantwortlich und wird auch
dafür zur Rechenschaft gezogen. Gerade die
schlechten Ausführungszahlen bei den Struk-
turfonds und die damit verbundenen Rück-
überweisungen an die Mitgliedsstaaten
haben in den letzten Jahren für viel Wirbel
gesorgt. Dass Strukturfonds-Mittel aber
immer ko-finanziert werden müssen und
die Kommission einfach nicht genügend
Anträge von den einzelnen Mitgliedsländern
bekommen hat, wird oftmals übergangen. 

Deuten sich tatsächliche oder vermeintliche
Fehlentwicklungen während der Ausfüh-
rung des Haushaltsplanes an, so gibt es für
das Europäische Parlament Möglichkeiten,
diesen gegenzusteuern. 

Es kann von einer Haushaltsreserve Ge-
brauch machen. Während eines laufenden
Haushaltsverfahrens kann es die Beträge,
die die Kommission eigentlich für einen
bestimmten Zweck vorgesehen hatte, in
eine Reserve einstellen. Die Kommission
kann diese Mittel nicht verausgaben, ohne

vorher eine Freigabe seitens des Parlaments
zu erhalten. Dazu schlägt die Kommission
dem Parlament eine Übertragung (Transfer)
vor. Stimmt das Parlament dem zu, können
die Gelder ausgegeben werden; lehnt das
Parlament ab, weil z. B. immer noch nicht
die mit einer Freigabe verbundenen Bedin-
gungen von der Kommission erfüllt wurden,
so bleibt die Reserve – eventuell sogar bis
zum Ende des Haushaltsjahres – bestehen.
Durch Transfers hat die Kommission grund-
sätzlich die Möglichkeit, innerhalb festge-
legter Grenzen Gelder von Haushaltszei-
le(n) zu Haushaltszeile(n) zu übertragen.
Sie kann damit flexibler auf aktuelle budge-
täre oder politische Entwicklungen eingehen.

Haushaltskontrolle 

Neben der Aufstellung des Haushalts ist die
Kontrolle der ordnungsgemäßen Ausfüh-
rung ein zentrales Element europäischer
Haushaltspolitik. Intern sind Finanzkon-
trolleure zuständig, die noch vor dem
Tätigen der Ausgabe die Übereinstimmung
mit der Haushaltsordnung überprüfen.
Dazu gehören auch die Vorgänge, die in den
Mitgliedsstaaten, und damit außerhalb des
unmittelbaren Einflussbereichs der Kom-
mission, stattfinden (wie die Überwachung
des Systems der Einnahmen). Weiterhin
kann die Kommission aus eigener Initiative
Kontrollbeauftragte in die Mitgliedsstaaten
entsenden und Überprüfungen vor Ort vor-
nehmen. 

Dem Europäischen Rechnungshof obliegt
die externe Kontrolle der Rechnungsfüh-
rung der EU. Hervorzuheben ist dabei vor
allem der Jahresbericht, in dem die Einnah-
men und Ausgaben des Gesamthaushaltes
unter die Lupe genommen werden. Wirt-
schaftlichkeit der Haushaltsführung, Zuver-
lässigkeit sowie Recht- und Ordnungs-
mäßigkeit der Rechnungen und Vorgänge

Der Europäische
Rechnungshof 
in Luxemburg 
kontrolliert die
Rechnungsführung
der EU.
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sind Inhalt des Berichts. Für spezifische
Tätigkeitsbereiche (z. B. Strukturfonds)
werden ab und an Sonderberichte erstellt. 

Entlastung durch das Europäische Parla-
ment

Bereits während des laufenden Haushalts-
jahres wird eine parlamentarische Kontrolle
durchgeführt. Vierteljährliche, monatliche
und seit kurzem auch wöchentliche Be-
richte der Kommission über den aktuellen
Stand der Ausführung geben Aufschluss
über die ordnungsgemäße Verwendung der
Gelder, über Unregelmäßigkeiten oder Ver-
zögerungen. Die zuständigen Fachaus-
schüsse kontrollieren die Implementierung
in ihren Bereichen und wirken gegebenen-
falls auf die Kommission ein.

Das Parlament stellt auf Vorschlag des
Rates der Kommission das Zeugnis einer
vorschriftsmäßigen Haushaltsführung aus.
Eine zentrale Entscheidungsgrundlage stellt
der Bericht des Rechnungshofes dar. Das
EP kann die Entlastung erteilen, verweigern
oder aufschieben. Den Bedingungen, die mit
der Entscheidung verknüpft werden, muss
die Kommission Folge leisten. Ein „Folge-
bericht zur Entlastung“ gibt dann über die
einzelnen ergriffenen Maßnahmen Auskunft.

Politisch wird die Kontrolle der Haushalts-
ausführung durch das Europäische Parla-
ment mittels der Entlastung der Kom-
mission vollzogen. Diese Befugnis ist das
stärkste Druckmittel des Plenums gegen-
über der Kommission. Der Rücktritt der
Santer-Kommission 1999 wurde nicht
zuletzt durch die Verweigerung der Ent-
lastung für den Haushalt 1996 ausgelöst. 

Mit der Entlastung wird ein Haushaltsjahr
endgültig abgeschlossen. Vorbereitung und
Beschluss des Haushalts, Durchführung

und Kontrolle dauern also zwischen drei
und vier Jahre. 

2.3 Die Begrenzung des EU Haushaltes 
durch Interinstitutionelle Abkom-
men

2.3.1 Die mittelfristige Finanzplanung

Der EU-Haushalt basiert, wie die Haushalte
der Mitgliedstaaten auch, auf politischen
Notwendigkeiten und Schwerpunktsetzun-
gen. Allerdings haben das Europäische
Parlament und der Rat der EU teilweise
unterschiedliche politische Prioritäten. Auf-
grund der Notwendigkeit, den Haushalt

Die politische
Kontrolle des 
EU-Haushalts
obliegt dem
Europäischen
Parlament in
Straßburg.
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gemeinsam zu verabschieden, haben Dis-
kussionen zwischen den Institutionen über
Kompetenzen und Ausgabenhöhen daher
wiederholt zu einer Blockade des Haus-
haltsverfahrens geführt.

Erst mit der Einführung einer mittelfristi-
gen Finanzplanung ist es 1988 gelungen,
das Haushaltsverfahren zu stabilisieren. Die
sogenannte „Finanzielle Vorausschau“ ist
für beide Seiten bindend. In ihr sind die
Obergrenzen für jede Ausgabenkategorie
festgelegt, und sie ist Teil einer verbindli-
chen „Interinstitutionellen Vereinbarung“,
die weitere Abkommen zur Verbesserung
des Haushaltsverfahrens enthält. 

2.3.1.1 Die „Finanzielle Vorausschau“ 
2000-2006 und die Agenda 2000

Die Finanziellen Vorausschauen waren
jeweils geprägt von dem Wunsch der
europäischen Institutionen, einerseits die

notwendigen Gestaltungsspielräume für
europäische Politik zu erhalten und ande-
rerseits die Ausgaben der Mitgliedstaaten
gering zu halten. Bisher fielen die Verab-
schiedungen der Finanziellen Voraus-
schauen zeitlich außerdem jeweils mit
einem großen Reformprojekt der EU-Politik
zusammen. So stand die Finanzielle
Vorausschau 1988-1992 unter dem Einfluss
der Beitritte Spaniens und Portugals, sowie
zusätzlicher Aufgaben der EU im Bereich
des „wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts“. Die folgende Finanzielle Voraus-
schau 1993-1999 fiel mit dem Beschluss zur
Einführung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion durch den Vertrag von Maast-
richt zusammen. 

Die neuste, bis 2006 gültige Finanzielle
Vorausschau ist im Rahmen der Beschlüsse
zur Agenda 2000 verabschiedet worden,
steht also im Zeichen der Beschlüsse des
Rates zur Reform der Agrar- und Struktur-
politik auf dem Berliner Gipfel 1999, und
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der Vorbereitung der Erweiterung. Schon
1997 hatte die Kommission weitreichende
Vorschläge zur Umgestaltung der beiden
kostenintensivsten Bereiche europäischer
Politik gemacht. Die Agrarpolitik sollte stär-
ker die Entwicklung des ländlichen Raums
berücksichtigen und Nachhaltigkeit garan-
tieren sowie die Verantwortung der Netto-
empfänger gegenüber den Nettozahlern ein-
beziehen, z. B. über Beteiligung der Emp-
fängerländer an den Kosten (Kofinanzie-
rung). In der Regionalpolitik sollte eine
stärkere Konzentration auf die bedürftigsten
Regionen, eine Überprüfung des Kohäsions-
fonds, und die Vorbereitung auf die im Rah-
men der Erweiterung zu erwartenden neuen
Bedürfnisse erreicht werden. Der Rat nahm
diese Vorschläge zwar nur teilweise an, da vor
allem die Nettoempfänger Frankreich (Agrar-
politik) und Spanien (Regionalpolitik) so-
wie das Vereinigte Königreich, das um sei-
nen Beitragsrabatt bangte, nicht zu weitge-
henden Reformen bereit waren. Daher ist
die aktuelle Finanzielle Vorausschau von
den erreichten Kompromissen geprägt.

Bei den Strukturfonds wurde die angestreb-
te Konzentration erreicht, indem sie von
vorher sieben auf drei Ziele reduziert wur-
den, und der in den Zielgebieten lebende
Teil der Bevölkerung von über 50 % auf
rund 35 % gesenkt wurde. Die zur Ver-
fügung gestellte Summe blieb ungefähr
gleich. Der Kohäsionsfond wurde dagegen
aufgestockt. Auf diese Weise wurde für die
Zielregionen aller Fonds die Pro-Kopf
Förderung erhöht.

In der Agrarpolitik begann man mit Beginn
der neuen Finanziellen Vorausschau zwi-
schen Ausgaben für den Marktmechanis-
mus, also produktionsbezogenen Maßnah-
men, und für die Förderung des ländlichen

Raums, also struktureller Entwicklung, zu
unterscheiden. Außerdem wurde die Absatz-
förderung für europäisches Getreide, Rind-
fleisch und Milchprodukte stufenweise redu-
ziert. Den Landwirten wurden „Direktzah-
lungen“ als finanzieller Ausgleich gewährt. 

Neben diesen Bereichen sieht die Finan-
zielle Vorausschau Höchstgrenzen für die
Internen Politikbereiche, die Externen Poli-
tikbereiche, die Verwaltungsausgaben, die
sogenannten „Reserven“, und die Kosten
der Beitrittsvorbereitung der neuen Mit-
gliedstaaten vor. Auch für die Erweiterung,
die ursprünglich schon für das Jahr 2002
vorgesehen war, stehen Mittel zur Verfü-
gung. Diese waren zunächst in ihrer Höhe 
je Ausgabenkategorie nicht endgültig fest-
gelegt, und man hatte ausdrücklich einen
Spielraum unterhalb der Gesamtobergrenze
von 1,27 % des EU-BSP2 gelassen, um even-
tuelle Mehrkosten finanzieren zu können.
Im April 2003, ein Jahr vor den Beitritten,
wurde die mittelfristige Finanzplanung
überarbeitet, um den tatsächlichen Notwen-
digkeiten Rechnung zu tragen, denn die
Zahl der beitretenden Länder und die in den
Beitrittsverhandlungen vereinbarten Be-
dingungen waren bei der Erstellung der
Finanzperspektive noch nicht bekannt. Das
Parlament, das über die Anpassung der Fi-
nanzplaung mit entscheidet, bestand auf
einer Erhöhung der Obergrenzen für die In-
nere Politik, zeigte sich aber ansonsten mit
den in Kopenhagen (Dezember 2002) vom
Rat ausgehandelten Zahlen einverstanden. 

2.3.1.2 Flexibilität und jährliche 
Anpassungen 

Grundsätzlich hat sich der Einsatz einer
Finanzplanung als hilfreich für die Europä-

2 Mit der ersten Finanziellen Vorausschau wurde auch ein neues „Eigenmittel-System“ eingeführt, mit dem die Bereitstellung der
benötigten Mittel für die Ausgaben der EG in jedem Fall garantiert wurde. Dadurch wurde eine Beschränkung der möglichen
Ausgaben der EU nötig, die man in Form einer Obergrenze für alle Ausgaben im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung der
Gemeinschaft festlegte. Diese wurde im Laufe der Jahre von 1,15 % des BSP (1988) auf 1,27 % (1999) angehoben, und liegt seit-
dem bei diesem Wert (siehe auch „Einnahmen“). 
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ischen Institutionen erwiesen. Leider wider-
sprechen die starren Obergrenzen teilweise
den Notwendigkeiten modernen Haushal-
tens. Daher enthält die Finanzielle Voraus-
schau zwei Arten flexibler Mechanismen.
Einerseits werden die nach Preisen von
1999 festgelegten Zahlen jährlich mit einer
„technischen Anpassung“ an das aktuelle
Preisniveau angeglichen. In den großen
Ausgabenkategorien Agrarpolitik und
Strukturpolitik wird dafür jährlich ein pau-
schaler „Deflator“ von 2 Prozent angesetzt,
um den die Summen erhöht werden. In
allen anderen Kategorien werden die tat-
sächlichen Preissteigerungen verwendet.
Andererseits haben die Abgeordneten im
Europäischen Parlament gegenüber dem
Rat deutlich gemacht, dass sie es für not-
wendig halten, auf besondere Heraus-
forderungen flexibel reagieren zu können.
Es wurden daher im Laufe der Jahre vier
„Reserven“ eingerichtet, die im Falle beson-
derer Situationen ausgeschöpft werden 
können. 

Die Soforthilfereserve wird jährlich mit einer
Summe von 200 Mio. in den Haushalt ein-
gestellt und steht für humanitäre Hilfe in
Notsituationen außerhalb der EU für einen
raschen Einsatz zur Verfügung, z. B. im Fal-
le einer Naturkatastrophe. 

Die Mittel für die „Negativreserve“ (200
Mio.) stehen dagegen nicht „a priori“ zur
Verfügung, sondern müssen von der Haus-
haltsbehörde (Rat und Parlament) in die
Haushaltskapitel übertragen werden, in
denen zusätzliche Mittel benötigt werden,
und zwar aus Kapiteln, deren Mittel nicht
vollständig verwendet werden können. Ihr
Verwendungszweck ist nicht auf bestimmte
Ausgabenkategorien beschränkt.

Die beiden weiteren Reserven erlauben
nicht nur zusätzliche Flexibilität, sondern
sie stellen auch insofern eine Besonderheit
dar, als sie – in einer Interinstitutionellen
Vereinbarung3 festgelegt – die Obergrenzen
der Finanzplanung überschreiten können:
Das Flexibilitätsinstrument (200 Mio.) steht
dabei für ausgewählte Maßnahmen zur
Verfügung, die sich aus ihren jeweiligen
Rubriken nicht mehr finanzieren lassen. 

Das Flexibilitätsinstrument wurde unter
anderem bei der Finanzierung des Wieder-
aufbaus auf dem Balkan erfolgreich ange-
wendet. Die Obergrenze in der Kategorie für
Außenpolitik reichte nicht aus, als die
Europäische Union zur Befriedung und
Stabilisierung des Kosovo beitragen wollte,
um ihrer außenpolitischen Verantwortung
gerecht zu werden.

Der EU Solidaritätsfond muss dagegen seine
Funktionsfähigkeit noch beweisen. Er
wurde erst im letzten Jahr geschaffen, als
während der Überschwemmungen im
Sommer 2002, von denen neben Deutsch-
land auch Österreich und die Tschechische

3 Amtsblatt C172/1999, abrufbar unter http://www.europa.eu.int/eur-lex/de/archive/1999/c_17219990618de.html

13. August 2002.
Die Prager Altstadt
(im Bild die Moldau-
insel „Na Kampa“)
ist überflutet, 
ebenso Teile von
Österreich und
Deutschland. Die
EU richtete einen
Solidaritätsfond für
solche Katastrophen
in Europa ein
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Republik betroffen waren, deutlich wurde,
dass es zwar die Bereitschaft zu europäi-
scher Solidarität gab, im EU-Haushalt aber
keine Mittel explizit für diese Aufgabe bereit
standen, und diese auch nicht innerhalb der
Finanziellen Vorausschau zu finden waren.
Mit der Einrichtung des Solidaritätsfonds
schuf man ein Instrument mit 1 Mrd. Euro
jährlich, das aus „neuem Geld“ finanziert
wurde, also aus Mitteln, die zusätzlich in
den Haushalt eingezahlt werden, entspre-
chend den üblichen Anteilen der Mitglied-
staaten. Es ist daher ein echtes Instrument
europäischer Solidarität, das von Kata-
strophen betroffenen Mitgliedstaaten sub-
stantielle Summen zur Verfügung stellen
kann. 

2.3.2 Andere Abkommen

Neben der mittelfristigen Finanzplanung,
die dem Haushalt eine Art „Korsett“ vorgibt,
haben die Institutionen im Laufe der Zeit
weitere Vereinbarungen zum Verfahren und
Informationsaustausch getroffen. Das „Gen-
tlemen's Agreement“ zu den Verwaltungs-
haushalten sieht beispielsweise vor, dass die
beiden Teile der Haushaltsbehörde Rat und
Parlament ihren Einfluss über die Ver-
waltungsmittel der jeweils anderen In-
stitution nicht als Druckmittel in den
Verhandlungen einsetzen. Ein Beispiel für
den verbesserten Informationsaustausch:
obwohl die Maßnahmen der Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik laut Vertrag
Vorrecht des Rates sind (Art. 13 EUV), hat
sich dieser verpflichtet, das EP vor allen
Maßnahmen zu informieren, die „wichtige
Auswirkungen auf den Haushalt“ haben. 

Die Abkommen definieren, wie die  Spiel-
räume genutzt werden, die das im Vertrag
festgelegte Verfahren lässt (vor allem Art.
272 EGV), und verbessern damit die Zu-
sammenarbeit.

Im Haushalt werden für die auf politischer Ebene beschlossenen
Maßnahmen die notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt
(Haushaltsgrundsatz der „Spezialität“). Im Umkehrschluss be-
deutet dies, dass Mittel nur dann vergeben werden können,
wenn eine Entscheidung für die jeweilige Maßnahme und eine
Rechtsgrundlage existieren.
Das kann eine Richtlinie oder eine Verordnung aber auch eine
Entscheidung oder ein Beschluss der jeweils zuständigen
Institutionen sein.
In bestimmten Situationen ist aus Sicht des Europäischen Parla-
ments weitergehende Flexibilität dringend geboten, um auf
Bedarf schneller reagieren zu können, oder um neue Methoden
und Programme zunächst auf ihre Wirksamkeit zu testen, insbe-
sondere wenn eine Rechtsgrundlage vom Rat der EU (als zweiter
Teil des Gesetzgebers) blockiert wird.
Mit Hilfe der sogenannten „Pilotprojekte“ und den „vorberei-
tenden Maßnahmen“ ist diese Möglichkeit gegeben. 
� Pilotprojekte, insbesondere gedacht zur Überprüfung der 

Durchführbarkeit und des Nutzens einer Maßnahme, können 
zwei Jahre Laufzeit haben und dürfen pro Jahr insgesamt 
nicht mehr als 32 Mio. Euro kosten.

� Für „vorbereitende Maßnahmen“ mit einer Laufzeit bis zu 
3 Jahren können insgesamt 75 Mio. jährlich zur Verfügung 
gestellt werden. Diese sollten immer Teil einer umfassen-
deren Strategie sein und speziell auf die spätere Einrichtung 
eines dauerhaften Programms abzielen.

Diese Instrumente wurden beispielsweise bei der Förderung der
Grenzregionen zu den neuen Mitgliedstaaten erfolgreich ange-
wendet. Ein speziell darauf ausgerichtetes Programm war
zunächst vom Parlament in Form eines Pilotprojekts eingerichtet
worden. Im Dezember 2002 wurde es dann von der Kommission
übernommen und wird jetzt aus der Gemeinschaftsinitiative
Interreg finanziert.

PILOTPROJEKTE UND VORBEREITENDE 
MASSNAHMEN



3.1 Die Osterweiterung

„In den 80er Jahren bestand die große He-
rausforderung für die Europäische Union in
der Vollendung des Binnenmarktes. In den
90er Jahren war es die Währungsunion. In den
ersten Jahren des neuen Jahrtausends geht es
darum, die Europäische Union in einer dem
Frieden, der Stabilität und dem Wohlstand
des Kontinents zuträglichen Form zu erwei-
tern. Wir sollten das Fenster der Gelegenheit
unbedingt nutzen, was ja nicht heißt, mit ver-
bundenen Augen losmarschieren zu müssen.“

So fasst der Sprecher der Sozialdemokraten 
im Europäischen Parlament für die Erwei-

terung, Gary Titley, die klare Zustimmung
seiner Fraktion zusammen: Zwar bedeutet
einerseits die Eingliederung zehn neuer
Staaten in das komplexe Gebilde EU eine
große Herausforderung. Andererseits bietet
aber die Erweiterung die einmalige Chance
auf eine dauerhafte Überwindung der
Spaltung Europas, und die Schaffung von
größerer Stabilität und Wohlstand.

Dabei wird die Erweiterung schon seit lan-
gem vorbereitet. Kurz nach dem Fall des
„Eisernen Vorhangs“ hatte die Europäische
Gemeinschaft zunächst diplomatische
Beziehungen zu den europäischen Staaten
des ehemaligen „Ostblocks“ aufgenommen.

3. DIE HERAUSFORDERUNGEN AN DEN EU-
HAUSHALT IN DEN KOMMENDEN JAHREN
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Türkei

FIN

GB
IRL

D

DK

NL
B

S

A
F

IP

E

L

GR

Bulgarien

Rumänien

POLEN

TSCHECHIEN
SLOWAKEI

Die 10 neuen EU-Länder ab 2004Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

9 251
0,8

15 100
4,0
2,0
4,0

ZYPERN

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

316
0,4

10 300
- 0,8

2,5
6,5

MALTA

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

20 273
2,0

10 500
3,0
8,6
5,7

SLOWENIEN

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

49 035
5,4

4 200
3,3

12,3
19,4

SLOWAKEI

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

78 866
10,2

6 200
3,3
4,5
8,0

TSCHECHIEN

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

93 030
10,2

5 700
3,8
9,1
5,7

UNGARN

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

312 685
38,6

5 100
1,1
5,3

18,4

POLEN

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

65 300
3,5

3 800
5,9
1,3

16,5

LITAUEN

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

64 589
2,4

3 600
7,7
2,5

13,1

LETTLAND

Fläche (qkm)
Einwohner (Mio.)
BIP/Einwohner
Wachstum (%)
Inflation (%)
Arbeitslose (%)

45 227
1,4

4 500
5,0
5,6

12,4

ESTLANDDie EU-Erweiterung

UNGARN

ESTLAND
LETTLAND

LITAUEN

MALTA

SLOWENIEN

ZYPERNGrafik 7184
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Dann wurde über den Abbau der Einfuhr-
beschränkungen und die Ausweitung des
allgemeinen Präferenzsystems, das beson-
ders vorteilhafte Handelsbedingungen vor-
sieht, der Handel ausgebaut. Der Schritt zu
einer wirklichen Partnerschaft als Vorberei-
tung einer Aufnahme in die EU wurde zwi-
schen 1991 und 1996 durch die „Europa-
Abkommen“ vollzogen. Die Förderung des
Handels stellte für die Beitrittskandidaten
eine wichtige Motivation für die Bindung an
die EU dar. Das wirtschaftliche Vakuum,
das durch das Wegbrechen der Sowjetunion
als überragender Partner der mittel- und
osteuropäischen Länder entstanden war,
konnte so gefüllt werden. Gleichzeitig
wurde die politische Perspektive einer
Einbindung in das System der EU betont. 

Es bedurfte und bedarf aber auch konkre-
ter finanzieller Hilfe, um den Aufbau der
notwendigen Infrastruktur und der Institu-
tionen zu ermöglichen, die Grundlage de-
mokratischer Rechtsstaaten und Bedingung
für die Entwicklung der Wirtschaft sind. Sie
sind die Voraussetzung für die Fähigkeit zur
Übernahme des „acquis communautaire“
(die in der EU geltenden Gesetze und
Abkommen) und die gleichberechtigte
Beteiligung der neuen Mitgliederstaaten. 

3.1.1 Die Instrumente der Vorbeitrittshilfe

Um ein Höchstmaß an Wirksamkeit zu
erreichen, werden die Mittel über drei spe-
zielle Instrumente vergeben: 

Die Maßnahmen im Rahmen von SAPARD
ähneln zu einem großen Teil denen, die jetzt
schon für die Förderung der ländlichen
Entwicklung der 15 Mitgliedstaaten gelten,
andere dienen dem Aufbau von Kapazitäten
zur Umsetzung des „acquis“, z. B. der
Verbesserung der Strukturen für Qualitäts-,
Veterinär- und Pflanzenschutzkontrollen,

die Gründung von Erzeugervereinen und
die Erstellung von Grundbüchern. Da der
überwiegende Teil kleine Projekte sind,
deren Verwaltung für die Kommission zu
aufwändig wäre, übernehmen diese Auf-
gaben die Beitrittsstaaten selbst. SAPARD 
ist ein relativ neues Programm, dessen
Verordnung seit dem 1.1.2000 gilt. Bis zum
Ende des Jahres 2000 dauerte es, bis die
Kommission und die Beitrittsländer die
detaillierteren Programmvereinbarungen
angenommen hatten. Seit 2001 werden
Mittel verpflichtet, bei der Auszahlung gibt
es in der Anfangsphase jedoch noch schwer-
wiegende Probleme. Jährlich stehen 555
Mio. zur Verfügung, ein Sechstel der gesam-
ten Vorbeitrittshilfen.

Der Schwerpunkt von ISPA liegt auf in-
vestitionsintensiven Projekten im Umwelt-
bereich, wie Abwasseranlagen und Wasser-
aufbereitung, sowie auf Eisenbahnpro-
jekten und Maßnahmen zur Steigerung der
Sicherheit im Verkehrsbereich. Auch bei der
Ausführung des ISPA Programms sind noch
Verbesserungen nötig. Mit 1.109 Mio. jähr-

Der Fahrplan
der EU-Erweiterung

Grafik 7216

Unterzeichnung der Beitritts-
abkommen zwischen der EU
und den neuen Mitgliedern

Vorschlag einer Verfassung für
die EU: Einfache Verfahren,
mehr Demokratie und Bürger-
nähe. Umsetzung durch
Regierungskonferenzen

Ratifizierung der Beitritts-
verträge in allen EU-Ländern
und in den Beitrittsstaaten

Wahl des EU-Parlaments
in 25 EU-Ländern

Aufnahme
der zehn neuen Staaten

EU-Gipfel in Kopenhagen
Beschluss über die Aufnahme
von zehn neuen
Mitgliedstaaten 2004

12./13.
Dezember 2002

16. April
2003

Frühjahr/Sommer
2003

bis Frühjahr
2004

1. Mai 2004

Juni 2004

Weitere Stationen
(geplant)

(weitere Verhandlungen
 mit beitrittswilligen Ländern)



lich werden über ISPA ein Drittel der Mittel
zur Beitrittsvorbereitung verausgabt.

Das dritte Programm (PHARE) besteht
schon seit 1989. Man versuchte, darüber 
die wirtschaftliche Entwicklung der mittel-
und südosteuropäischen Staaten zu för-
dern. Die Leitlinien für dieses Programm
sind später umgestellt worden, um stärker
die Vorbereitung auf die EU-Beitritte zu
berücksichtigen, und um insbesondere den
Institutionenaufbau (30 %) und die Über-
nahmevorbereitung der europäischen Ge-
setzgebung (70 %) zu unterstützen. Mit
1.664 Mio. im Jahr fließen die Hälfte aller
Mittel über PHARE. 

Der Anteil der Vorbeitrittshilfen am
Gesamthaushalt macht 3,4 % des Haushalts
aus (2003). Für die Jahre 2000 bis 2006
waren ursprünglich 23,3 Mrd. Euro (in
Preisen von 1999) vorgesehen. Nach der
Einbeziehung der neuen Mitgliedstaaten in
die allgemeinen Programme können diese
Obergrenzen aber gesenkt werden. Statt 12
Staaten werden dann nur noch Rumänien
und Bulgarien, sowie möglicherweise die
Türkei als Kandidatenland Hilfen erhalten.

3.1.2 Die Vorbereitung der Institutionen

Wenn im Mai 2004 die Beitritte erfolgen,
sollten nicht nur die Beitrittstaaten, son-
dern auch die Europäische Union für die
Aufnahme der neuen Mitglieder vorbereitet
sein. Das gilt einerseits für die Struktur- und
Agrarpolitik, die schon jetzt den größten
Teil des Haushalts ausmachen, und im
Rahmen derer die Beitrittsländer erhebliche
Ansprüche stellen werden. Andererseits
müssen die Institutionen auf eine Zunahme
a) der Anzahl der Mitgliedstaaten von 15 auf
25 Staaten b) der Bevölkerung um 20 %, c)
der Sprachen von 11 auf 20, sowie auf die
Ausweitung des Anwendungsbereichs der
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Das Europäische Parlament nach der Erweiterung

Derzeitige Zahl 
der Sitze

Zukünftige Zahl 
der Sitze

Deutschland 99 99

Frankreich 87 78

Italien 87 78

Verein. Königreich 87 78

Spanien 64 54

Polen - 54

Niederlande 31 27

Belgien 25 24

Griechenland 25 24

Portugal 25 24

Ungarn - 24

Tschech. Republik - 24

Schweden 22 19

Österreich 21 18

Dänemark 16 14

Finnland 16 14

Slowakei - 14

Irland 15 13

Litauen - 13

Lettland - 9

Slowenien - 7

Zypern - 6

Estland - 6

Luxemburg 6 6

Malta - 5

Gesamt 626 732
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Finanzielle Vorausschau 2004-2006

EU-15

47.211 49.305 46.294 50.431 45.996 50.575

EU-25 EU-15 EU-25 EU-15 EU-25Verpflichgungs-
ermächtigungen

2004 2005 2006

1. Landwirtschaft

42.408 42.769 41.480 43.724 41.171 43.735GAP 
(ohne ländliche Entwicklung)

4.803 6.536 4.814 6.707 4.825 6.840ländliche Entwicklung und
begleitende Maßnahmen

34.326 41.035 34.053 41.685 33.240 42.9322. Strukturpolitik

31.541 35.353 31.268 36.517 30.461 37.028Strukturfonds

2.785 5.682 2.785 5.168 2.779 5.904Kohäsionsfond

7.053 8.667 7.175 8.756 7.308 8.8273. Interne Politikbereiche

5.082 5.082 5.093 5.093 5.104 5.1044. Externe Politikbereiche

5.426 5.983 5.536 6.154 6.325 6.6475. Verwaltung

442 442 442 442 442 4426. Reserven

3.455 3.455 3.455 3.455 3.455 3.4557. Vorbeitrittshilfen

102.995 115.379 102.048 117.315 101.192 118.701Verpflichtungen insgesamt

nach Beschlüssen von Kopenhagen (Preise von 2004 in Mio. Euro

Politiken vorbereitet sein. Dabei ist nur die
erste Welle der Erweiterung eingerechnet,
die in 2004 stattfinden wird. Allein in der
Kommission werden nach ihren eigenen
Angaben 780 neue Mitarbeiter im letzten
Jahr vor dem Beitritt benötigt, um die
Herausforderung zu bewältigen. Im Par-
lament wird die Zahl der Abgeordneten von
bisher 626 auf 732 steigen, und mit ihnen
die Zahl der Mitarbeiter und der Be-
schäftigten in der Verwaltung. Insbesondere
die Vergrößerung der Sprachenvielfalt wirkt
sich hier stark aus, da es zu den Prinzipien
des Europäischen Parlaments gehört, dass
jeder Abgeordnete die Möglichkeit haben

muss, in seiner Muttersprache lesen, schrei-
ben, sprechen und hören zu können.
Sprachkenntnisse dürfen kein Kriterium für
die Auswahl der Volksvertreterinnen und
Volksvertreter werden.

Der administrative Aufwand für die Er-
weiterung um 10 neue Staaten ist gewaltig,
und kleinere Probleme werden nicht kom-
plett zu vermeiden sein. Auch die politische
Kultur wird sich voraussichtlich verändern.
Die Funktionsfähigkeit der Institutionen
wird aber aufgrund der schon geleisteten
enormen Anstrengungen, wie schon bei
früheren Erweiterungen, gewährleistet sein. 



3.1.3 Der erweiterte Haushalt einer EU-25

Große Hoffnungen, vor allem in den Bei-
trittsländern, aber auch Ängste sind mit der
Aufnahme zehn neuer Staaten verbunden,
auch weil diese deutlich ärmer sind als die
Länder der gegenwärtigen EU. Gerade in
den sogenannten „Nettozahlerstaaten“ der
EU ist die Sorge groß, dass eine Erweite-
rung hohe zusätzliche Kosten verursacht.

Aufgrund restriktiver Haushaltsbestim-
mungen ist diese Sorge aber nur zum Teil
begründet. Zwar werden die Beitritte neue
Kosten hervorrufen, aber die Bestimmun-
gen im Rahmen der mittelfristigen Finanz-
planungen lassen keine dramatische Erhö-
hung des Haushalts zu.

Die gegenwärtige Finanzplanung bis 2006
wird zum Zeitpunkt des Beitritts ergänzt
um die im April 2003 von Rat und Parla-
ment gemeinsam festgelegten Beträge. Für
jedes Land wurden je Politikbereich Sum-
men festgelegt, die bei der Anpassung
addiert werden und die Obergrenzen der
Finanziellen Vorausschau erhöhen. Insge-
samt 37, 5 Mrd. werden die neuen Staaten
aus dem Haushalt bis 2006 im Rahmen der
EU-Politiken erhalten, plus 3,4 Mrd. an
Sonderzahlungen. Da sie sich in dieser Zeit
aber auch mit rund 15 Mrd. Euro an der
Finanzierung des Haushalts beteiligen wer-
den, liegen die Nettokosten für die Er-
weiterung bei rund 25 Mrd. in drei Jahren,
das entspricht weniger als 2 Mrd. pro Jahr
für Deutschland.4

Die Finanzplanung ab 2007 ist dagegen
noch völlig offen. Die Kommission wird
Ende des Jahres 2003 einen ersten Vor-
schlag für einen neuen Finanzrahmen vorle-
gen. Es zeichnet sich aber schon ab, dass
die derzeit gültige Obergrenze für die

Gesamtausgaben in Höhe von 1,27 % des
BSP in der Union auch in der nächsten
Planungsperiode nicht überschritten wird.

3.2 Die finanziellen Notwendigkeiten 
und Auswirkungen der auswärtigen 
Politiken der Gemeinschaft 

Für das Kapitel „Externe Politiken“ des
Haushalts sind vor allem drei Gesichts-
punkte der gemeinsamen Außenpolitik
interessant: die gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik, die Beziehungen zu be-
stimmten Ländern und Regionen sowie die
Entwicklungshilfepolitik.

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt
haben aber auch die bevorstehende Er-
weiterung und die Handelspolitik der
Gemeinschaft sowie die WTO-Abkommen.
Sie machen sich vor allem in der Gemein-
samen Agrarpolitik bemerkbar. 

3.2.1 Die gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP)

Die GASP ist ein relativ junges Kapitel des
europäischen Einigungsprozesses. Erst 1993
wurde die „Gemeinsame Außenpolitik“ Be-
standteil der Verträge von Maastricht. Seit-
dem kann die Union auf der internationalen
Bühne als Verhandlungspartner auftreten. 

Durch den Vertrag von Amsterdam, der am
1. Mai 1999 in Kraft trat, wurden die Be-
stimmungen konkreter. Jetzt gehört zu den
Hauptzielen der EU neben der Wahrung
ihrer grundlegenden Interessen, ihrer
Unabhängigkeit auch die Sicherung ihrer
Unversehrtheit. Die Stärkung der Sicherheit
der Union und ihrer Mitgliedstaaten, die
Wahrung des Friedens und die Stärkung der
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internationalen Sicherheit sowie die För-
derung der internationalen Zusammen-
arbeit sind ebenso wesentliche Bestandteile
wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, die
Wahrung der Menschenrechte und die
Durchsetzung der Grundfreiheiten. 

In den Bereich der GASP fällt seit der Unter-
zeichnung des Amsterdamer Vertrages auch
die Europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP), die sämtliche Aufgaben
umfasst, die die Sicherheit der EU betreffen.
Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten sind die sog. „Petersberg-Aufga-
ben“ ein zentrales Anliegen, also humanitä-
re Aufgaben und Rettungseinsätze, friedens-
erhaltende und friedensschaffende Maßnah-
men sowie Kampfeinsätze bei der Krisenbe-
wältigung. Dies kann sogar – die Zustimmung
aller Mitglieder des Rates vorausgesetzt – zu
einer gemeinsamen Verteidigung führen.

Für die autonome Bewältigung von interna-
tionalen Krisen, d. h. ohne Unterstützung
anderer Staaten oder Organisationen  wie
NATO oder UNO, wurde festgelegt, dass der
Union im Jahre 2003 innerhalb von 60
Tagen bis zu 60.000 Personen für einen
Einsatz von mindestens einem Jahr zur
Verfügung stehen sollen. Den Mittelpunkt
bildet dabei allerdings nicht die Schaffung
einer europäischen Armee. Die Bereit-
stellung und Verlegung nationaler Truppen
können weiterhin die einzelnen Staaten
souverän beschließen. Für die GASP sieht
der Haushalt 2003 47,5 Mio. Euro vor.

Der Streit über eine gemeinsame Position
der EU im Irak-Konflikt hat verdeckt, dass
es in der GASP sowohl Einigkeit als auch
Fortschritt gibt. Bereits seit dem 31. März
dieses Jahres findet der erste Einsatz der
EU-Eingreiftruppe in Mazedonien statt. Sie
hat die dort seit anderthalb Jahren operie-
rende NATO abgelöst. Etwa 320 Soldaten
sind im Einsatz. 

3.2.2 Die Entwicklungshilfepolitik

Wesentlich mehr Gelder fließen in den
Bereich von Entwicklungszusammenarbeit,
humanitärer Hilfe und Wiederaufbauhilfe.
Die Europäische Gemeinschaft und ihre
Mitgliedstaaten stellen zusammen heute
mehr als die Hälfte aller Mittel für die inter-
nationale Entwicklungshilfe, das gleiche 
gilt für die humanitäre Hilfe. Die Gemein-
schaft selbst ist dabei der größte einzelne
Geldgeber. Zuwendungen für die Entwick-
lungspolitik aus dem Haushalt der Gemein-
schaft müssen von den Empfängern nicht
zurückgezahlt werden. Damit werden die
armen und ärmsten Länder unserer Welt
nicht noch weiter in die Verschuldung
gedrängt. Oftmals ist aber eine Finanzhilfe
mit der Ko-Finanzierung der Projekte durch
die jeweiligen Regierungen verbunden. 

3.2.2.1 Humanitäre Hilfe

Ein Rückblick auf die Ereignisse des Jahres
2001 macht deutlich, warum der Haus-

Am 31. März 2003
startete die 

EU-Eingreiftruppe
ihren ersten Einsatz.

Die EU-Friedens-
mission „Concordia“
löste in Mazedonien

die NATO-
Operation „Allied

Harmony“ ab:
EU-Soldaten bei 
der Übernahme 

des Mandats in der
mazedonischen

Hauptstadt Skopje.



haltsansatz „Humanitäre Hilfe“ bitter nötig
war und nach wie vor bitter nötig ist. Schon
halb vergessen ist die Flutkatastrophe in
Mosambik, von der alleine 320.000 Men-
schen betroffen waren. Bei Überschwem-
mungen in China verloren 130.000 ihr
Zuhause. Die fortschreitenden Kämpfe in
Tschetschenien, die Konflikte im Nahen
Osten, Kaschmir und in einigen Staaten
Afrikas  – um nur einige zu nennen – gehen
ungemindert weiter. Hinzu kommen der
Wiederaufbau in Afghanistan und die Kon-
sequenzen eines Irak-Kriegs. 

Das Europäische Amt für humanitäre Hilfe
(ECHO) hat 2002 mit ca. 538 Mio Euro die
Opfer von Naturkatastrophen (z. B. Erd-
beben, Überschwemmungen) und von men-
schlich verursachten Katastrophen (Kriege,
bewaffnete Konflikte) unterstützt. Dabei
wird nicht nur unmittelbare Hilfe geleistet,
sondern auch Flüchtlingen und Vertrie-
benen geholfen. Die Unterstützung konzen-
triert sich hauptsächlich auf die Bereit-
stellung von Gütern und Dienstleistungen
(Arzneimittellieferungen, Wasserversor-

gung, Impfungen). Einziges Ziel dieser
Aktionen ist die Vermeidung oder Lin-
derung menschlichen Leids. Finanziert wer-
den momentan Projekte u. a. in Afrika in
der Region der Großen Seen, im ehemaligen
Jugoslawien sowie in Afghanistan. 2002 war
ECHO in mehr als 60 Ländern aktiv. 

3.2.2.2 Entwicklungspolitik

Während sich die humanitäre Hilfe nur auf
die unmittelbare Bekämpfung menschli-
chen Leids konzentriert, steht für die
Entwicklungspolitik die Förderung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung und
die Bekämpfung der Ursachen für die
Armut im Vordergrund. Man könnte auch
sagen, die Entwicklungshilfe bekämpft die
Ursachen der Notwendigkeit humanitärer
Hilfe.

EU-Entwicklungspolitik konzentriert sich
auf drei Regionen der Welt: die sog. AKP-
Staaten (Afrika, Karibik, Pazifik), Asien und
Lateinamerika. Mit Hilfe von Handels-,
Assoziierungs- und Kooperationsabkom-
men sind so 77 AKP-Staaten mit der EU
langfristig verbunden; die Laufzeit des
Vertrages beträgt 20 Jahre. 

In Lateinamerika setzt sich die EU für die
Einhaltung der Menschenrechte, die Sta-
bilisierung der politischen Lage der Region
und den Aufbau einer funktionierenden
Demokratie ein. 

Die Asienpolitik ist die von den drei genann-
ten noch am wenigsten ausgeprägte Ko-
operation. Obwohl Asien sowohl politisch
als auch wirtschaftlich immens an Be-
deutung gewonnen hat, hat die Politik noch
nicht ganz Schritt halten können. Mit dem
seit 1996 stattfindenden „Asia Europe
Meeting“ wurde der Dialog mit 15 Staaten
des Kontinents institutionalisiert. 
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Amt für humanitäre
Hilfe (ECHO) 
unterstützt.
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3.2.3 Die Unterstützung von Nachbar-
Regionen

3.2.3.1 Die Mittelmeerregion

Darüber hinaus fokussiert die EU ihre Un-
terstützung auf bestimmte, der EU benach-
barte Regionen. Über das MEDA-Pro-
gramm, mit dem die Europäisch-Mediter-
rane Partnerschaft finanziell umgesetzt
wird, erhalten Mittelmeerländer, die nicht
der Gemeinschaft angehören, Zuwendungen
zur Förderung ihrer wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung. Die MEDA-Verord-
nung wurde einvernehmlich zwischen Rat
und Parlament für den Zeitraum 2000-2006
mit einem Finanzvolumen von 5,35
Milliarden Euro festgelegt. Im Haushalt
2003 stehen davon ca. 715 Mio. Euro bereit. 

Zusätzlich hat die Europäische Investitions-
bank ein Mandat für die Vergabe von Kre-
diten in Höhe von 6,4 Mrd. Euro. Förder-
möglichkeiten bestehen somit für Projekte,
die auf die Errichtung einer Freihandels-
zone, auf nachhaltige Entwicklung und auf
grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit
EU-Mitgliedern fokussiert sind. 

3.2.3.2 Die westlichen Balkanländer

Während des letzten Jahrzehnts war die EU
politisch, militärisch und wirtschaftlich
stark in den westlichen Balkanländern
(Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kroatien,
ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien und Bundesrepublik Jugoslawien)
engagiert. Die Kosovo-Krise von 1999 hat
die Entwicklung beschleunigt und die inter-
nationale Staatengemeinschaft unter der
Führung der EU in ihren Bemühungen
zusammengeführt, einen sicheren Frieden
wiederherzustellen sowie eine langfristige
und regionale Lösung der Probleme zu fin-
den. Seit 1991 wurden Hilfsprogramme mit 

einem Volumen von über 4,5 Mrd. Euro
beschlossen, darunter mehr als 2 Mrd. Euro
für humanitäre Hilfe. Sie trugen erheblich
zur Linderung der humanitären Probleme
sowie zum Wiederaufbau und zur Aussöh-
nung in der Region bei. 

Für den Zeitraum 2000-2006 wurde die
Beteiligung der Gemeinschaft im Rahmen
der Zusammenarbeit und des Wieder-
aufbaus durch die CARDS-Verordnung fest-
gelegt. Dabei steht CARDS als Abkürzung
für Community Assistance for Reconstruc-
tion, Development and Stabilisation. In die-
ser Verordnung sind für die Gesamtlaufzeit
4,65 Mrd Euro vorgesehen. 

Starkes EU-
Engagement 
fordern die Krisen
im westlichen
Balkan nach dem
Zerfall des ehema-
ligen Jugoslawien:
Der frühere Bremer
Bürgermeister Hans
Koschnik wurde im
Februar 1994 von
der EU als Admi-
nistrator in die 
zerstörte herze-
gowinische Stadt
Mostar entsandt.



3.2.4 Demokratie und Menschenrechte

Für die Sozialdemokratische Fraktion im
Europäischen Parlament ist zudem die
„Europäische Initiative für Demokratie und
Menschenrechte“ von großer Bedeutung.
Das EP ist im Bereich der Menschenrechte
aktiv, indem es Menschenrechtsverletzung
zum Thema macht, darüber debattiert und
Entschließungen dazu annimmt. Des weite-
ren unternimmt es regelmäßig Missionen in
Drittländer und beteiligt sich an Wahl-
beobachtungen. Mittels seiner interparla-
mentarischen Delegationen spielt es eine
wichtige Rolle bei der Förderung des
Aufbaus demokratischer parlamentarischer
Institutionen in Drittländern. Außerdem 
unterhält es regelmäßige Kontakte zu Men-
schenrechtsorganisationen und sonstigen
Menschenrechtsverfechtern. 

Mit etwa 100 Mio. Euro jährlich fördert die
Initiative vor allem drei Bereiche: 

� Schutz der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten,

� Unterstützung der Demokratisierung 
sowie Stärkung des Rechtsstaats und der 
verantwortungsvollen Staatsführung,

� Unterstützung von Maßnahmen zur 
Achtung der Menschenrechte und Demo-
kratisierung als Beitrag zur Konflikt-
verhütung.

In diesem Zusammenhang sollte auch nicht
unerwähnt bleiben, dass die EU, angetrie-
ben durch den festen Willen der Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten, den
Internationalen Strafgerichtshof nicht nur
politisch unterstützt, sondern ihm auch
finanziell unter die Arme greift. 

3.2.5 Schwierigkeiten und Probleme 

Wenn allen Regionen der Welt, in denen
unsere Hilfe benötigt wird, geholfen werden
soll und auch kann, warum stellt uns dann
gerade in den letzten Jahren die Kategorie
der auswärtigen Politiken vor die größten
Schwierigkeiten? 

Hauptsächlich entstehen die
Probleme dadurch, dass sich
einerseits die Anzahl der
Krisenregionen, in denen
sich die Gemeinschaft zur
Hilfe verpflichtet sieht, stän-
dig vermehrt anstatt sich zu
verringern, andererseits aber
keine zusätzlichen Mittel für
den europäischen Haushalt
seitens der Mitgliedsstaaten
der EU zur Verfügung ge-
stellt werden. Dies führt
dazu, dass bereits langjährig
bestehende und geplante
Programme gekürzt werden
müssen, um den neuen Fi-
nanzbedarf decken zu kön-
nen. Diese Programme müs-
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Der EU-Einsatz auf
dem Balkan ist noch
nicht zu Ende, da
kommen die Kriege
in Afghanistan und
im Irak sowie 2003
die kriegerischen
Auseinandersetzun-
gen im Kongo hin-
zu. Überall ist auch
die Hilfe der EU
gefragt.
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sen aber auch als Versprechungen seitens
der Gemeinschaft an die Partner in der Welt
gesehen werden. 
Man könnte daraus auch die Schlussfolge-
rung ziehen, dass den Regierungen die Ein-
haltung des finanziellen Rahmens wichtiger
ist als ihre eigene Glaubwürdigkeit. Denn es
sind gerade die Mitglieder der nationalen
Regierungen, vorzugsweise die Außenmi-
nister, die bei Geberkonferenzen oder ähnli-
chen Veranstaltungen – ohne Rücksprache
mit dem Europäischen Parlament als Ver-
tretung der Bürgerinnen und Bürger Euro-
pas – finanzielle Unterstützungen zusagen,
die die aktuelle Finanzielle Vorausschau
nicht vorgesehen hat. 

Bestes Beispiel dafür war die Krise im ehe-
maligen Jugoslawien. Auf dem Gipfel von
Berlin am 24. und 25. März 1999 haben die
Regierungschefs ihren Verhandlungs-
rahmen für die Agenda 2000 beschlossen.
Gleichzeitig begann die Intervention auf
dem Balkan. Die Agenda 2000 berücksich-
tigte die sich sofort abzeichnenden Kosten
für den Wiederaufbau nicht. In den Jahren
1999 bis 2001 waren zähe Verhandlungen
zwischen Parlament und Rat nötig, um 500
Mio. Euro für den Wiederaufbau im Kosovo
und 240 Mio. Euro für Serbien in Einklang
zu bringen mit den anderen Notwen-
digkeiten des Haushalts. Immerhin machte
das Engagement auf dem Balkan rund 8 %
aller zur Verfügung stehenden Mittel im
Kapitel „Externe Politiken“ aus.

In 2002 kamen die finanziellen Folgen des
Krieges in Afghanistan hinzu. Berech-
nungen gehen davon aus, dass im Zeitraum
zwischen 2002 und 2006 etwa 1 Mrd. Euro
an Hilfen nötig sind. Die Folgen des Irak-
Krieges sind noch gar nicht abzusehen. 

Will man eine Kürzung der bestehenden
Programme vermeiden und seine bereits
abgegebenen Versprechen einhalten, kann

eigentlich nur eine Erhöhung der Fi-
nanzmittel für die Außenbeziehungen die
logische Konsequenz sein. Doch dagegen
sträuben sich die nationalen Regierungen.
Eine Revision der Finanziellen Voraus-
schau, die sowohl die Gesamtobergrenze 
als auch die Höhe der einzelnen Kategorien
bis 2006 festschreibt, kommt für sie nicht 
in Frage, gehört zu den absoluten Tabu-
themen. Dabei sieht das Interinstitutionelle
Abkommen vom Mai 1999 ausdrücklich die
Möglichkeit einer solchen Veränderung vor. 

Aufgrund der andauernden Probleme haben
sowohl das Parlament als auch die
Kommission mehr Flexibilität in einer
zukünftigen Finanzverfassung gefordert. Es
bleibt abzuwarten, ob diese Forderungen
das Gehör des Konvents finden werden. 

3.3 Verwaltungsausgaben – was kostet 
die Verwaltung der Europäischen 
Union die Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahlern? 

Im Gespräch mit den Bürgerinnen und 
Bürgern taucht immer wieder die
Frage nach den Kosten für die In-
stitutionen der Europäischen Union
auf. Oftmals wird dabei die angeb-
liche Verschwendung von Steuer-
geldern durch den riesigen Beam-
tenapparat und die hohen Diäten der
Europaabgeordneten bemängelt.
Umfragen ergaben, dass die Vor-
stellung dominiert, das meiste
Geld des Europäischen
Haushalts gehe für die
Bürokratie drauf. Die tat-
sächlichen Ausgaben für
die Verwaltung der Euro-
päischen Union liegen mo-
mentan bei ca. fünf Mil-
liarden Euro und stellen
somit etwa fünf Prozent

Im Gegensatz zur
gängigen Mär vom

aufgeblähten
Eurokratenapparat...

Zeichnung:
Burkhard Mohr



des Gemeinschaftshaushalts dar. Davon
geht eine Milliarde in die Verwaltung des
Europäischen Parlamentes. Durch eine
freiwillige Vereinbarung mit dem Rat hat
sich die Versammlung dazu verpflichtet,
nicht mehr als 20 % aller Verwaltungsaus-
gaben für sich zu beanspruchen. Verwal-
tungsausgaben fallen insgesamt für acht
Institutionen an. 

Sicherlich stellen fünf Milliarden Euro eine
gewaltige Summe dar. Ein Urteil über billig
oder teuer lässt sich aber nur fällen, wenn
diese Zahlen ins Verhältnis zu vergleichba-
rem Zahlenmaterial anderer Verwaltungen
gesetzt werden.

Man kann natürlich auch einzelne Typen
von Institutionen miteinander vergleichen.
So das Europäische Parlament mit dem bay-
rischen Landtag, der 2001 in seinen Haus-
haltsplan Ausgaben für seine Verwaltung von
152,2 Millionen Euro eingestellt hat. Dem
gegenüber stehen 12,3 Millionen Einwoh-
ner. Rechnet man die Kosten pro Kopf aus,
so fallen für den Landtag 12,4 Euro, für das
Europaparlament 2,6 Euro pro Jahr an. 

Etwas schwierig ist die Einordnung und
Beurteilung der Gesamtkosten für die Ad-
ministration der Gemeinschaft. Betrachtet
man die Gesamtkosten der Verwaltung des
Bundes, also alle Institutionen auf
Bundesebene und vergleicht damit die
Institutionen der EU, so ergibt sich folgen-
des Bild: Deutschland gab für Admini-
stration im Jahr 2002 etwa 7,3 Mrd. Euro
aus, die EU nur etwa 2/3 davon. Rechnet
man dies als Belastung je Steuerzahlerin
und Steuerzahler um, so kostet die Ver-
waltung des Bundes jeden deutschen
Steuerzahler und jede deutsche Steuer-
zahlerin (gerechnet mit 80 Mio. Einwoh-
nern) etwa 90 Euro pro Jahr, für Europa
(gerechnet mit 375 Mio. Einwohnern) erge-
ben sich ca. 14 Euro pro Jahr. 

Eine kürzlich veröffentlichte Studie des
Bundes der Steuerzahler beschäftigt sich
mit den Kosten deutscher Stadtver-
waltungen. In Frankfurt am Main, das in
dieser Studie den zweiten Platz belegt und
etwa 650.000 Einwohner hat, muss jede
Bürgerin und jeder Bürger statistisch gese-
hen ca. 870 Euro pro Jahr nur für die
Personalkosten der Stadt aufbringen. 
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Dabei muss zusätzlich noch berücksichtigt
werden, dass ein beträchtlicher Teil der
Gemeinschaftsausgaben für die Überset-
zung und Verdolmetschung in alle 11 Amts-
sprachen aufgewendet wird. Etwa ein
Viertel des Personals des Europäischen
Parlaments sind Dolmetscherinnen und
Dolmetscher und Übersetzerinnen und
Übersetzer. Diese Tätigkeiten fallen in natio-
nalen Institutionen nicht an, sind aber auf
europäischer Ebene unerlässlich.

Damit ist teilweise auch schon der Vorwurf
entkräftet, es gäbe zu viele Beamtinnen und
Beamte auf europäischer Ebene. Insgesamt
sind bei allen europäischen Institutionen
etwa 31.000 Beamtinnen und Beamte und
weitere 1800 Angestellte auf Zeit beschäf-
tigt. Dies entspricht etwa der durchschnittli-
chen Anzahl der Beschäftigten einer deut-
schen Großstadt. 

Es existieren auch Mythen über die
Gehälter von europäischen Beamten. Dabei
wird gerne vergessen, dass alle Beamtinnen
und Beamte neben ihren eigentlichen

Qualifikationen mindestens eine Fremd-
sprache beherrschen und außerhalb ihrer
Heimatländer leben und arbeiten müssen.
Übrigens: deutsche Beamte, die in Brüssel
für deutsche Verwaltungen (Ständige
Vertretung Deutschlands bei der EU,
Botschaft, usw.) arbeiten, beziehen höhere
Gehälter als ihre EU-Kolleginnen und 
-Kollegen. 

Am leichtesten zu entkräften ist der Vor-
wurf, dass Abgeordnete des Europäischen
Parlaments zu viel verdienen. Europa-
abgeordnete bekommen nämlich die glei-
chen Diäten wie ihre Kolleginnen und
Kollegen in den nationalen Parlamenten 
der jeweiligen Heimatländer. Und diese
Abgeordnetengehälter werden auch von den
jeweiligen nationalen Parlamenten gezahlt.
Im Klartext heißt dies, dass die deutschen
Europaabgeordneten Diäten in gleicher
Höhe wie die Bundestagsabgeordneten
bekommen, die französischen Kollegen hin-
gegen den Mitgliedern der Nationalver-
sammlung gleichgestellt sind. 

An den Turmbau zu Babel erinnert der Zeichner Walter
Hanel schon 1976. Inzwischen fällt ein Viertel der Aus-
gaben des Europäischen Parlaments auf Übersetzungs-
kosten. 

Trotzdem hält der Verwaltungsaufwand der EU-Insti-
tutionen (Zeichnung: Brigitte Schneider) jedem Ver-
gleich mit nationalen und regionalen Parlamenten 
und Verwaltungen stand.
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3.4 Die Regionalpolitik

Die Bürger in der Europäischen Union
leben nicht allein in Staaten, sondern vor
allem in Regionen. Sie sind nicht nur
Griechen, Deutsche, Iren, sondern sie leben
und arbeiten auf dem Peloponnes, in
Hamburg oder Galway. Hier haben sie ihre
sozialen Beziehungen, ihren Arbeitsplatz
und ihre weiteren Bezugspunkte. Daher
musste die europäische Einigung von
Beginn an auch ein Zusammenschluss der
Regionen in Europa sein. Davon zeugt die
Präambel des Vertrags über die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft von 1957,
in der die Unterzeichnerstaaten ihren
Willen bekräftigen „ihre Volkswirtschaften
zu einigen und deren harmonische Ent-
wicklung zu fördern, indem sie den Abstand
zwischen einzelnen Gebieten und den
Rückstand weniger begünstigter Gebiete ver-
ringern.“ Eine harmonische Entwicklung
und die Begrenzung der sozialen Unter-
schiede zwischen den Regionen sind eine
wichtige Basis für eine hohes Maß an
Zufriedenheit in der EU.

Schrittweise wurden Instrumente einge-
führt, um dieses Ziel zu realisieren. Zwei
der vier Finanzierungsinstrumente der
Regionalpolitik stammen von 1958, der
Europäische Sozialfond sowie der Euro-
päische Ausrichtungs- und Garantiefonds
für die Landwirtschaft.

Hinter der voll vergemeinschafteten Agrar-
politik nimmt die Kohäsionspolitik (För-
derung des wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalt der Regionen in der Ge-
meinschaft) mittlerweile den zweitgrößten
Teil des Haushalts ein. Dennoch sind die
Beträge nicht ausreichend, um einen
Finanzausgleich, ähnlich wie wir ihn in der
Bundesrepublik zwischen den Bundes-
ländern haben, zu erzielen. Nur in den am
stärksten geförderten Regionen sind Um-
verteilungseffekte deutlich spürbar. Die
rund 35 Mrd. jährlich für die gesamte EU
entsprechen nur etwa 14 Prozent des deut-
schen Haushalts. Die Aufgabe der euro-
päischen Regionalpolitik ist auch nicht,
durch Umverteilung Chancengleichheit zwi-
schen den Regionen herzustellen. Sie zielt
vielmehr darauf ab, die staatliche und regio-
nale Förderung auf europäischer Ebene zu
koordinieren und um europäische Aspekte
zu ergänzen. Sie orientiert sich dabei an
strikt vorgegebenen Förderprioritäten. 

3.4.1 Benachteiligte Regionen 
heranführen

Etwa 70 Prozent der Mittel fließen in Re-
gionen mit Entwicklungsrückstand. Dazu
gehören u. a. Süditalien, Griechenland,
große Teile Spaniens und Portugals, die 
östlichen Bundesländer in Deutschland,
Teile von Irland, und der nördliche Teil
Skandinaviens. Grundsätzlich gefördert
werden solche Regionen, deren Wirtschafts-
leistung pro Kopf unter 75 % des Gemein-
schaftsdurchschnitts liegen. Außerdem be-

22 Prozent der 
EU-Bevölkerung

leben in sogenann-
ten Ziel 1-Regionen:

Griechenland
(Bauernhof auf

Kreta), Süditalien,
weite Gebiete 
Spaniens und

Portugals, aber
auch Teile von

Irland, die östlichen
Bundesländer

Deutschlands und
nördliche Regionen
Skandinaviens zäh-
len zu den ärmsten

Regionen der EU.
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kommen Regionen in äußerster Randlage
(Azoren, Kanaren und die Überseedepart-
ments Frankreichs), dünn besiedelte Ge-
biete, einige Küstenregionen und das
Grenzgebiet Nordirlands Mittel. Etwa 22
Prozent der Unionsbürger leben in „Ziel-1
Gebieten“.

Der größte Teil der Mittel fließt in diesen
Regionen in Projekte, die helfen, die Rück-
stände bei den entscheidenden Infrastruk-
turen  gegenüber anderen Regionen aufzu-
holen: Verkehr, Wasser, Wasserversorgung,
Energie, Abfallbeseitigung, Telekommu-
nikation, Gesundheit und Bildung. 

3.4.2 Strukturwandel unterstützen

Neben Gebieten mit Entwicklungsrück-
stand werden auch solche Regionen beson-
ders gefördert, die sich im Strukturwandel
befinden. Überall, wo ein Wandel in
Industrie- und Dienstleistungsbereichen
stattfindet, oder wo traditionelle Branchen
auf dem Land wegfallen, sowie bei Pro-
blemgebieten in den Städten und Schwie-
rigkeiten im Fischereisektor bemüht sich
die Union, die Entwicklung alternativer
Fähigkeiten zu fördern, und die Attraktivität
der Regionen durch spezifische Infrastruk-
turverbesserungen zu steigern, um so das
Beschäftigungsniveau zu verbessern. Etwa
18 Prozent der Bevölkerung leben in sol-
chen Regionen. Sie werden mit  11,5 % der
Mittel (3,2 Mrd. jährlich) gefördert.

3.4.3 Verbesserung des Bildungs- und 
Beschäftigungsniveaus

Mit Hilfe des Europäischen Sozialfonds wer-
den auch außerhalb besonders betroffener
Regionen Maßnahmen zur Förderung der
sozialen Kohäsion durch Verbesserung der
Beschäftigungsmöglichkeiten unterstützt. 

Mit dem Ziel, Arbeitsplätze zu schaffen,
Humanressourcen zu entwickeln, die Chan-
cengleichheit im Arbeitsleben, sowie Aus-
und Weiterbildungsmöglichkeiten zu ver-
bessern, werden 12,3 % der Mittel (3,4 Mrd.
jährlich) für Projekte in diesem Bereich ver-
geben. 

Beispiele umfassen Partnerschaften zwi-
schen Bildungseinrichtungen und Unter-
nehmen, Flexibilitätsförderung von Arbeit-
nehmern und Unterstützung von Grund-
und Weiterbildung.

3.4.4 Weitere spezifische Aufgaben

Einige klar definierte Aufgaben werden
ergänzend, aber außerhalb der Programme
der drei Hauptziele der Regionalpolitik, mit
Hilfe von vier Gemeinschaftsinitiativen
wahrgenommen. 

Interreg III
Ein erfolgreiches Konzept zur Förderung
grenzübergreifender Zusammenarbeit aus
den zwei vorhergehenden Planungspe-
rioden wird mit Hilfe von „Interreg III“ fort-
gesetzt. Neben Grenzregionen, die zur
Bildung grenzübergreifender Wirtschafts-
zentren und zur Erarbeitung gemeinsamer
Strategien für die regionale Entwicklung
aufgefordert sind, können auch andere
„Gebietskörperschaften“ bei internationaler
Zusammenarbeit und Erfahrungsaustau-
schen von europäischer Förderung profitie-
ren.

Mit immerhin 4,9 Mrd. Euro in sieben Jah-
ren ist „Interreg III“ die bei weitem am be-
sten ausgestattete Gemeinschaftsinitiative.
Sie zielt direkt auf die Nutzung des beson-
deren Vorteils der Union ab, den europäi-
schen Mehrwert: Grenzen sollen in der EU
kein Grund mehr sein, auf Vorteile durch
Waren- und Wissensaustausch zu verzichten.
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Urban, Leader und Equal
Krisenbetroffene Stadtregionen können mit
Hilfe von „Urban II“ Projekte zur nachhalti-
gen Entwicklung organisieren, „Leader+“
finanziert innovative Projekte zur Ent-
wicklung des ländlichen Raums. „Equal“
stellt Mittel zur Umsetzung von Ein-
gliederung von aufgrund ihres Geschlechts,
ihrer Rasse, ihrer ethnischen Herkunft oder
anderen Merkmalen diskriminierten sozia-
len Gruppen bereit.

3.4.5 Der Kohäsionsfond 

Die auf Regionen ausgerichtete Förderung
über die Strukturfonds wird ergänzt um
Mittel für Staaten mit Entwicklungs-
rückstand und die Förderung der Bei-
trittsländer, die an die Union herangeführt
werden. Als 1992 mit dem Kohäsionsfond
ein weiteres Instrument neben den
Strukturfonds eingerichtet wurde, lag die
wirtschaftliche und infrastrukturelle Ent-
wicklung Irlands, Griechenlands, Spaniens
und Portugals deutlich unter dem Durch-
schnitt der EU. Man entschloss sich, mit
Hilfe des Kohäsionsfonds in diesen Ländern
Großprojekte in finanziell besonders auf-
wendigen Bereichen Umweltschutz und
Verkehr zu fördern, die für nachhaltige
wirtschaftliche Entwicklung und für die
Einhaltung der Gesetze der Union („acquis
communautaire“) besonders bedeutsam
sind. Dafür stehen gegenwärtig jährlich
rund 2,5 Mrd. Euro zur Verfügung. Die
europäische Kofinanzierung liegt bei sol-
chen Projekten mit 80-85 % besonders
hoch. Der größte Teil der Mittel geht nach
Spanien (ca. 62 %), Griechenland und Por-
tugal erhalten je 17 % und Irland bekommt
etwa 4 %. Da sich die Notwendigkeiten im
Laufe des Planungszeitraums verschieben,
werden die Anteile je Staat entsprechend
der wirtschaftlichen Entwicklung der Staa-
ten leicht nach oben und unten variiert. 

Außerdem wird Ende 2003 eine Neube-
wertung vorgenommen, bei der geprüft
wird, ob die Staaten weiterhin das Kri-
terium erfüllen, weniger als 90 % des EU-
Durchschitts-BSP zu erzielen. Zumindest
für Irland, das auch mit Hilfe der EU-
Fördermittel eine sehr positive Wirt-
schaftsentwicklung erreicht hat und zur
Zeit 120 % des EU-Durchschnitts erreicht,
ist die Förderung ganz in Frage gestellt. Ab
Mai 2004, dem Beitrittsdatum neuer
Mitgliedstaaten, wird der Kohäsionsfond
voraussichtlich um 7,6 Mrd. aufgestockt,
um die neuen Länder, die alle unter 90 %
des Durchschnitts-BSP liegen, bis zum
Ende der Laufzeit 2006 zu beteiligen.

Spanien bekommt 
den Löwenanteil des
Kohäsionsfonds:
62 Prozent. Die
Renaturierung des 
8 km langen Küsten-
abschnitts zwischen
Peñiscola und
Benicarlo (Costa
Azahar) machte aus
einer unwirtlichen
Felsenküste einen
attraktiven Badestrand,
der die wirtschaftliche
Entwicklung dieser
Mittelmeerregion
nachhaltig fördern soll.
Der EU-Kohäsionsfond
finanzierte 85 Prozent.



3.4.6 Anstehende Reform der Struktur-
politik

Die Reform der Strukturpolitik wird nach
der Erweiterung dringend notwendig sein.
Zwar werden die neuen Mitgliedstaaten für
die Dauer der geltenden Finanzplanung,
also bis 2006, eine Förderung erhalten, die
zusätzlich zu den Mitteln für die EU-15
bereitgestellt wird. Bei der Diskussion um
die Mittelverteilung nach 2007 stehen die
neuen Mitgliedstaaten allerdings in direkter
Konkurrenz zu den jetzigen Empfängern
der Mittel. Sie haben dann ein Anrecht so
gefördert zu werden wie vorher die beson-
ders benachteiligten Regionen Spaniens,
Portugals, Griechenlands, Irlands, und Ost-
deutschlands. Die Debatte über eine Neu-
ausrichtung wird bei den unterschiedlichen
Interessengruppen – Europäisches Parla-
ment, Kommission, Mitglied- und Be-
werberstaaten, Bundesländer, Städte und
Kommunen – schon geführt. Ein konkreter
Vorschlag wird von der Kommission Ende
2003 im Rahmen ihrer Vorlage einer neue
Finanzperspektive erwartet, die von 2007 an
gelten wird. Dabei werden sich die Dis-
kussionen um die Ausgestaltung der Ziele
und Programme drehen, sowie um die Höhe
der Grenzwerte, unter denen eine regionale
Förderung beansprucht werden kann. 

Wir deutschen Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten beteiligen uns an der
Reformdebatte wie schon bei der Vor-
bereitung der letzten Förderperiode, sehr
frühzeitig und intensiv. Erste Eckpunkte hat
die Arbeitsgruppe schon entwickelt:

� Um die Verwaltung gering und die 
Effizienz im Sinne einer Heranführung 
der am stärksten bedürftigen Regionen 
groß zu halten ist eine Konzentration 
auf wenige Ziele und Programme wün-
schenswert. Vorstellbar wäre, einen 
Schwerpunkt auf die Ziel-1 Regionen zu 

legen, in denen nach der Erweiterung ca. 
116 Mio. Bürger (26 % der Gesamtbevöl-
kerung) leben werden, im Vergleich zu 
68 Mio. (18 %) heute. Etwa 75-80 % der 
Mittel sollten nach unserer Ansicht über 
dieses Ziel vergeben werden.

� Ziel-2 könnte in seiner heutigen Form 
bestehen bleiben, um weiterhin erfolg-
reich Strukturwandel zu unterstützen. 

� Ziel-3 sowie die Gemeinschaftsinitia-
tiven würden durch spezifische Pro-
gramme ersetzt, die in der gesamten EU 
gelten würden, z. B. zur Qualifizierung 
und Weiterbildung von Arbeitslosen und 
Jugendlichen, zur grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit, sowie zur Unterstüt-
zung städtischer Problemgebiete.

Der Kohäsionsfonds, der mit seiner Groß-
projekte-Finanzierung und seinem höheren
Kofinzierungsanteil einfacher zu verwalten
ist, sollte solange einen Großteil der Mittel
enthalten, bis in den neuen Mitgliedstaaten
die Verwaltungsstrukturen bestehen, um die
Finanzierung verstärkt über die anderen
Instrumente der Strukturpolitik vornehmen
und kontrollieren zu können.

Die Gesamtkosten für die Regionalpolitik
werden sich dabei vermutlich in einem ähn-
lichen Rahmen bewegen, wie in der gegen-
wärtigen Planungsperiode, da weder die
Bereitschaft besteht, den Gesamtbetrag des
Haushalts deutlich zu erhöhen, noch Ein-
sparungen in anderen Politikbereichen zu
erwarten sind, die eine Ausweitung der
Regionalpolitik zuließen.

3.5 Die internen Politiken der Gemein-
schaft

Der Haushalt für die internen Politiken
(abgesehen von der Gemeinsamen Agrar-
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politik und der Regionalpolitik) ist in vier
sogenannte „Teileinzelpläne“ unterteilt. Da-
hinter versteckt sich eine Vielzahl von
Förder- und Aktionsprogrammen, Politiken
und Maßnahmen. Deshalb soll an dieser
Stelle nur auf die wichtigsten und finanziell
bedeutendsten eingegangen werden. 

3.5.1 Allgemeine berufliche Bildung, 
Jugend, Kultur, audiovisueller 
Bereich, Information und sonstige 
Sozialmassnahmen 

Etwa die Hälfte des gesamten Finanz-
volumens entfällt auf die allgemeine beruf-

liche Bildung und die Jugend, davon wie-
derum die Hälfte – etwa 250 Mio. Euro – 
auf das Programm „Sokrates“, ein Aktions-
programm der Europäischen Union für den
Bereich Allgemeinbildung. „Leonardo da
Vinci“, das Aktionsprogramm für den Be-
reich berufliche Bildung und das Programm
„Jugend für Europa“ stellen die Instru-
mentarien zur Umsetzung der europäischen
Bildungspolitik dar.

Innerhalb von „Sokrates“ erfolgt eine weite-
re Aufteilung. Bereits über eine Million
Studentinnen und Studenten haben am
sogenannten „Erasmus“-Programm teilge-
nommen. Speziell für die Hochschulbildung

60,2 %

3,4 %

2,2 %

10,6 %

4,4 %

3,2 %

4,4 %

3,4 %

8,2 %

    Forschung und technologische Entwicklung 4055,00
    Allgemeine und Berufliche Bildung und Jugend 562,68
    Kultur und audiovisueller Bereich, Media und Informationen und Kommunikation 434,35
    Energie, Euratom-Sicherheitsüberwachung 304,10
    Verbraucherschutz, Gesundheit und Binnenmarkt 222,83
    Soziale Dimension und Beschäftigung, Industrie, Arbeitsmarkt und technologische Innovation 303,28
    Transeuropäische Netze 725,06
    Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 153,67
    Sonstige Politikbereiche 234,88

6795,80

in Mio. Euro

Interne Politikbereiche



ausgelegt, fördert es mittels Stipendien den
internationalen Studentenaustausch (über
„ERASMUS-Welt“ auch über Europas
Grenzen hinaus), die europäische Dimen-
sion von Hochschulen und thematische
Netzwerkprojekte. Im Jahr 2000 waren 
etwa 16.000 deutsche Studierende mit
ERASMUS-Stipendien im Ausland. Die ma-
ximale Förderhöhe pro Kopf beträgt 5000
Euro pro Jahr. Weitere Aktionen werden in
der schulischen Ausbildung  (z. B. Schulpart-
nerschaften), in der Förderung des Fremd-
sprachenerwerbs und in der Erwachsenen-
bildung durchgeführt. 

Im Bereich der audiovisuellen Bildung
spielt das Programm „MEDIA PLUS“ eine
zentrale Rolle. Die berufliche Weiterbildung
der Fachkreise des audiovisuellen Sektors
sollen verbessert und damit die Wettbe-
werbsfähigkeit dieses europäischen Indu-
striezweigs gestärkt werden. Im Wesentli-
chen geht es darum, Kenntnisse im Bereich
der neuen Technologien zur Produktion und
zum Vertrieb audiovisueller Programme zu

vermitteln, kommerzielle, betriebswirt-
schaftliche und juristische Techniken zu
lehren und die Drehbuchgestaltung und
Erzähltechnik zu fördern. 65 Mio. Euro
sind dafür im Jahr 2003 veranschlagt.

3.5.2 Energie, EURATOM-Sicherheits-
überwachung und Umwelt

Auf dem Gipfel in Göteborg hat die Eu-
ropäische Union eine Strategie beschlossen,
deren Ziel eine umwelt-, wirtschafts- und
sozialpolitisch nachhaltige Entwicklung ist.
Für den Bereich Energie sind damit die
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Mit Hilfe des „Europäischen Jahres der Erziehung durch den Sport 2004“ sollen Bildungs-
programme, insbesondere im Bereich der außerschulischen Bildung, gefördert werden, deren
Ziel die bessere Nutzung der erzieherischen Werte des Sports ist. Ermöglicht werden soll dies
durch die Errichtung engerer Partnerschaften zwischen den Bildungseinrichtungen und Sport-
organisationen. Weitere Kernpunkte der Förderung sind das ehrenamtliche Engagement, die
Mobilität von Schülerinnen und Schülern und die Unterstützung sportlicher Aktivitäten in
Schulen, desweiteren die soziale Integration benachteiligter Gruppen, sowie die Bildungs-
perspektiven junger Berufssportlerinnen und Berufssportlern. Das „Europäische Jahr der
Erziehung durch den Sport 2004“ soll dabei Treffen und Veranstaltungen fördern, Freiwilligen-
aktionen unterstützen, Informations- und Förderkampagnen inszenieren, vorbildliche
Verfahren ausfindig machen und diese zur Nachahmung empfehlen. Ein Haushaltsrahmen von
11,5 Millionen Euro unterstützt Maßnahmen, die dazu beitragen sollen, die genannten Ziele
zu erreichen. Die Durchführung erfolgt in enger Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedstaaten
und konzentriert sich sowohl auf grenzüberschreitende als auch auf regionale und lokale
Projekte. Gemeinschaftliche Projekte, an denen mindestens acht EU-Mitgliedsstaaten betei-
ligt sind, können bis zu 80 % ko-finanziert werden, regionale und lokale Projekte können mit
bis zu 50% unterstützt werden. 

EUROPÄISCHES JAHR DER ERZIEHUNG DURCH DEN SPORT 2004

Enge Partnerschaften zwischen Bildungseinrichtungen 
und Sportorganisationen sowie die Förderung des ehren-

amtlichen Engagements sollen 2004 den erzieherischen
Wert des Sports fördern: Schwimm-Ikone Franziska von
Almsick bei ihrem glanzvollen Comeback anlässlich der

Europameisterschaften in Berlin 2002.
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Themen der Senkung des Energiever-
brauchs und die Förderung erneuerbarer
Energien in das Zentrum gerückt. Mit dem
Programm SAVE sollte bisher die Energie-
effizienz erhöht und mit den Programmen
ALTENER und SYNERGY erneuerbare
Energieträger gefördert werden. Seit Be-
ginn dieses Jahres hat das Mehrjahres-
Programm „Intelligente Energie für Europa
(2003-2006)“ SAVE und ALTENER ersetzt.
Im laufenden Haushalt 2003 sind ca. 47 Mio.
Euro dafür eingeplant. 

Im Zeichen der Nachhaltigkeit steht auch
die europäische Umweltpolitik. In den letzten
Jahrzehnten hat die Schädigung der Um-
welt ständig zugenommen. Jedes Jahr fallen
in den Mitgliedstaaten beinahe 2 Mrd. t
Abfälle an, haushalts- und verkehrsbedingte
CO2-Emissionen nehmen ebenso zu wie die
Nutzung verschmutzender Energieträger. 

Die Gemeinschaft hat deshalb unter ande-
rem das Finanzierungsinstrument für die
Umwelt LIFE geschaffen. LIFE bietet finan-
zielle Unterstützung für Maßnahmen zu-
gunsten der Umwelt in der Gemeinschaft
und bestimmten Drittländern (Länder, die
an das Mittelmeer oder die Ostsee angren-
zen, Länder Mittel- und Osteuropas, die
Kandidaten für den Beitritt zur Euro-
päischen Union sind. Letztgenanntere müs-
sen sich finanziell daran beteiligen.) 

LIFE umfasst drei thematische Bereiche:
LIFE-Natur, LIFE-Umwelt und LIFE-Dritt-
länder.

� „LIFE-Natur“ kümmert sich um die 
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten 
und der Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume. Eckpfeiler ist das Netz-
werk „Natura 2000“. 

� „LIFE-Umwelt“ hat die Förderung der 
Entwicklung von innovativen und inte-

grierten Techniken und Verfahren sowie 
die Gestaltung der zukünftigen Umwelt-
politik als Ziel. 

� „LIFE-Drittländer“ unterstützt den dorti-
gen Aufbau der für den Umweltschutz 
nötigen Kapazitäten und Verwaltungs-
strukturen. 

Wichtig sind dabei vor allem die Kriterien für
die Vergabe von Fördermitteln. Die Vorhaben

� müssen von gemeinschaftlichem Interes-
se sein und einen Beitrag zur Zielver-
wirklichung leisten,

� von technisch und finanziell zuverlässi-
gen Partnern vorgelegt werden,

� und ihre Durchführbarkeit muss gesi-
chert sein. 

Dem wichtigsten Umweltprogramm, das
seit dem 1. Januar 2000 in seine dritte Phase
getreten ist, sind 640 Mio. Euro bis 2004
zugewiesen, 2003 sollen davon 144 Millio-
nen verpflichtet werden. 

Der EU-Gipfel 
von Göteborg 
im Juni 2001 
rückte die
Förderung der
erneuerbaren
Energien ins
Zentrum der 
EU-Strategie.



3.5.3 Verbraucherschutz, Binnenmarkt, 
Industrie und transeuropäische 
Netze

Die Europäische Union zählt derzeit 375
Mio. Verbraucherinnen und Verbraucher.
Mit der Erweiterung kommen noch einmal
80 Mio. hinzu. Die Vielfalt an Vorschriften
und Strukturen in den jeweiligen Ländern
erfordert eine gemeinschaftliche Politik,
damit die Verbraucherinnen und Ver-
baucher ausreichendes Vertrauen haben
können, um eine aktive Rolle im gemeinsa-
men Markt zu übernehmen. Gleichzeitig
soll ein hohes Maß an Schutz gewährleistet
werden. Der Vertrag von Amsterdam enthält
als Ziel den Schutz der Gesundheit, der
Sicherheit und des wirtschaftlichen Inte-
resses der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher sowie die Förderung ihres Rechts auf
Information, Erziehung und Bildung von
Vereinigungen zur Wahrung ihrer Inte-
ressen. Die Umsetzung dieser Ziele erfolgt
durch die Gesetzgebung in den Bereichen

Verbraucherschutz, Lebensmittelsicherheit,
Agrarpolitik und Umweltschutz. Der Ver-
braucherschutz ist ein gutes Beispiel dafür,
dass der Binnenmarkt nicht nur Unter-
nehmen zu Gute kommt, sondern auch für
die Bürgerinnen und Bürger einen Mehr-
wert schafft. Und das für „nur“ 22 Mio.
Euro im aktuellen Jahr. 

Der europäische Binnenmarkt ist jetzt
schon der größte Markt der Welt. In zwölf
Mitgliedsstaaten wird mittlerweile mit dem
Euro bezahlt. Freier Waren-, Dienst-
leistungs-, Personen- und Kapitalverkehr
tragen wesentlich zum Wohlstand in
Europa bei: sie fördern den innergemein-
schaftlichen Handel, steigern die Produk-
tivität und senken die Kosten, auch durch
die Aufhebung der Zollformalitäten.
Desweiteren verhelfen sie zu einem stärke-
ren Wettbewerb. Damit diese Freiheiten
und Vorteile auch so bleiben, investiert die
EU 153 Mio.Euro für Aktionen zur Um-
setzung des Binnenmarktes. 

Die heutige Unternehmens- und Industrie-
politik der EU konzentriert sich auf Kleine
und mittlere Unternehmen (KMU), Inno-
vation und Wettbewerbsfähigkeit. Unter-
nehmenspolitik wird aus unterschiedlichen
Quellen der Gemeinschaft finanziert. An
erster Stelle ist dabei das Mehrjahres-
programm für Unternehmen und unterneh-
merische Initiative für 2001-2005 zu nen-
nen. Innovationsbezogene Aktivitäten wer-
den zu einem großen Teil im Rahmen des
Innovationsprogramms unterstützt. Für die
Industriepolitik stehen im Haushalt 2003
122 Mio. Euro zur Verfügung. Zu den son-
stigen Finanzquellen, die unmittelbarer auf
die Unternehmen ausgerichtet sind, ge-
hören die Strukturfonds und die Kredite der
Europäischen Investitionsbank (EIB). 

Entscheidenden Anteil am erfolgreichen
Aufbau des Binnenmarktes haben die tran-
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seuropäischen Netze (TEN) für Verkehr,
Energie und Telekommunikation. Zugleich
erfolgt eine Stärkung des wirtschaftlichen
und sozialen Zusammenhaltes innerhalb
der Gemeinschaft. Einzelstaatliche Ver-
kehrs-, Telekommunikations- und Energie-
infrastrukturen werden miteinander ver-
bunden, damit alle EU-Bürgerinnen und
Bürger, auch in insularen, eingeschlossenen
und am Rande gelegenen Gebieten, in den
Genuss der Vorteile kommen, die sich aus
der Schaffung eines Raumes ohne Binnen-
grenzen ergeben. Für das TEN-Budget
wurde von 2000 bis 2006 ein Finanzrahmen
von 4,6 Mrd. Euro veranschlagt, aus dem
Haushalt 2003 kommen dabei 725 Mio.
Euro. 

3.5.4 Forschungs- und Technologiepolitik

Wissenschaftliche Forschung und technolo-
gische Entwicklung sind ein wesentlicher
Faktor für die wirtschaftliche Entwicklung
eines Landes. Hohe Wettbewerbsfähigkeit,
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung
sind zu einem hohen Maße davon abhängig.
Für die Mitgliedsstaaten und die europäi-
sche Industrie entstehen durch den gemein-
samen Forschungsraum wichtige Synergie-
effekte und Einsparungspotentiale. Durch
die Durchführung bestimmter FTE-Arbei-
ten, die zunehmend komplex, interdiszi-
plinär und kostenaufwendig sind, können
Doppelarbeit vermieden und Ressourcen
eingespart werden. Es entsteht ein europäi-
scher Mehrwert. 

Seit 1984 werden Forschungsmaßnahmen
auf europäischer Ebene durch turnus-
mäßige fünfjährige Forschungsrahmen-
programme (FRP) durchgeführt. Im Juni
2002 wurde das ab 1. Januar 2003 gültige 
6. Forschungsrahmenprogramm verab-
schiedet. Insgesamt stehen 17,5 Mrd. Euro
für die Programmperiode von 2002 bis 2006

zur Verfügung. Die Zunahme um 17 %
gegenüber dem 5. FRP spiegelt eine der
Prioritäten der Gemeinschaft wider, näm-
lich bis zum Jahr 2010 „...die Union zum
wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt“
zu machen.

Strukturell ist das Programm in drei Ziele
aufgeteilt:

1. Bündelung und Integration der europäi-
schen Forschung,

2. die Ausgestaltung des Europäischen 
Forschungsraums,

3. die Stärkung der Grundpfeiler des Eu-
ropäischen Forschungsraums.

Wissenschaftliche
Forschung ist ein
wesentlicher Faktor
für wirtschaftliche
Entwicklung:
Forschungslabor bei
Aventis-Pharma in
Frankfurt am Main.



Aus den verschiedenen Forschungsberei-
chen wurden sieben Prioritäten ausgewählt:

Gen- und Biotechnologie im Gesundheits-
bereich, Informationstechnologie, Nano-
technologie, Luft- und Weltraumforschung,
Lebensmittelsicherheit, nachhaltige Ent-
wicklung sowie wirtschaftliche und soziale
Forschung. Ihnen kommt mit fast 12 Mrd.
Euro der größte Teil der finanziellen Mittel
zu. 

Im Gegensatz zu den Strukturfonds erfolgt
im FTE-Bereich keine Aufteilung nach
nationalen Quoten. Die Mittelvergabe ist
auch nicht an eine Ko-Finanzierung gebun-
den. Die Mittel werden nach öffentlichen
Ausschreibungsverfahren vergeben, und die
Entscheidung, ob ein Projekt als förderwür-
dig anerkannt wird, erfolgt nach einer
Beurteilung unabhängiger, externer Ex-
perten. Als Voraussetzung gilt allerdings,
dass Partner aus verschiedenen Ländern
beteiligt sind. Die Verwendung der Gelder
ist beschränkt auf die tatsächlich durchge-
führte Forschung und ist nicht als generelle
Subvention von Organisationen oder Unter-
nehmen vorgesehen. 

In die Gemeinsame Forschungspolitik fließt
der größte Teil der in der Kategorie III
„Interne Politiken“ zur Verfügung gestellten
Mittel – mehr als 60 %.

3.6 Eine gemeinsame Agrarpolitik für 
Europa – Wie sieht sie aus und was 
kostet sie?

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) ist eine
Erfolgsgeschichte der Europäischen Union,
gleichzeitig ist sie jedoch auch eine Bela-
stung. Sie ist der erste voll vergemeinschaf-
tete Politikbereich, und garantiert Europa
eine diversifizierte und multifunktionale
Landwirtschaft, die qualitativ hochwertige

Produkte hervorbringt und den Erhalt des
Lebens- und Erlebnisraums Umwelt sichert.
Die Unterstützung der europäischen Land-
wirtschaft kostet aber auch rund die Hälfte
des gesamten EU-Haushalts. Ein Überblick
über die Entwicklung der GAP erklärt die
Hintergründe und hilft die heutige Situ-
ation zu verstehen.

3.6.1 Entwicklung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik – Eine Geschichte von 
Reformen

Die Landwirtschaftspolitik der Europäi-
schen Union, die Gemeinsame Agrarpolitik,
wurde vor dem Hintergrund des Mangels an
Nahrungsmitteln nach dem 2. Weltkrieg
entwickelt. Auch heute noch ist im EG-
Vertrag das erste Ziel der „GAP“ die Stei-
gerung der Produktivität in der Land-
wirtschaft. Dieses Ziel wurde 1957 bei der
Schaffung der GAP in die Römischen Ver-
träge aufgenommen. 

Weitere Ziele sind die Sicherstellung eines
angemessenen Lebensstandards der in der
Landwirtschaft Beschäftigten, die Stabili-
sierung der Märkte, die Sicherstellung der
Nahrungsmittelversorgung, und die Belie-
ferung der Verbraucher zu angemessenen
Preisen (siehe Art. 33 EGV).

Die Agrarpolitik der EWG war so erfolg-
reich, dass schon 1967, also 10 Jahre nach
der Einführung der GAP, der Selbstver-
sorgungsgrad der Gemeinschaft bei den
wichtigsten landwirtschaftlichen Gütern bei
über 100 Prozent lag. Bald wurden auch die
Nachteile der GAP deutlich. Die Überpro-
duktion erforderte permanente Stützkäufe,
um den Preis stabil zu halten, sowie hohe
Exportsubventionen. Zur Lagerung der
Produkte, die sich zu den sprichwörtlichen
Milchseen, Butter- und Fleischbergen an-
gehäuft hatten, war die teure Anmietung
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großer Lagerhäuser erforderlich. Außerdem
begannen sich die Handelspartner der
Gemeinschaft über die Marktverzerrungen
durch die zunehmenden Exportsubven-
tionen zu beschweren, und die Anreize zur
Produktionssteigerung hatten ökologische
Schäden zur Folge.

Als es endlich 1972 zu den ersten überfäl-
ligen Reformen kam, nahmen die Kosten
für die Instrumente der Agrarpolitik schon
77 % des gesamten Haushalts der Gemein-
schaft ein. Die hohen Kosten waren auch
der Auslöser für weitere Reformen. So wur-
den 1982 Obergrenzen für Produktion und
Produktionsförderung („Stabilisatoren“)
eingeführt, die die landwirtschaftliche Er-
zeugung begrenzten und die Ausgaben zur
Marktstützung reduzierten. Außerdem
wurde sechs Jahre später zusätzlich zur
Obergrenze in Kategorie 1 der mittelfristi-
gen Finanzplanung eine weitere Haushalts-
beschränkung eingeführt: die „Agrarleit-
linie“ begrenzt den jährlichen Anstieg der
EAGFL-Garantie auf 74 % des BSP-Anstiegs.
Sie wurde für die nächsten Finanzpla-
nungen bestätigt und gilt auch für den
Zeitraum bis 2006.

Diese Obergrenze konnte zwar in den fol-
genden Jahren eingehalten werden. Den-
noch hielt die sozialdemokratische Fraktion
weitere Reformen in der Agrarpolitik für
nötig, und drängte die Kommission zur
Vorlage entsprechender Vorschläge, da der
Erfolg nicht allein den früheren Reformen
zugeschrieben werden konnte, sondern
auch der günstigen weltwirtschaftlichen
Lage geschuldet war: 1991 wurden im
Rahmen der „McSharry-Reform“ die Preise
nach unten an das Weltmarktniveau ange-
passt, um die europäischen Produkte inter-
national konkurrenzfähiger zu machen. Die
Einkommensverluste der Landwirte wur-
den durch „Direktzahlungen“ ausgeglichen.
Diese vom Preis abgekoppelten Zahlungen

werden flächen-, mengen- bzw. tiergebun-
den gezahlt, und dienen auch der Steuerung
der Produktion, da sie von bestimmten
Kriterien abhängig sind: bei Getreide hän-
gen sie u.a. von Flächenstilllegungen ab, bei
Rindfleisch z.B. von der Anzahl von Tieren
pro Futterfläche. Weitere Mittel wurden für
die umweltschonende Produktion und für
Aufforstungsmaßnahmen vergeben. 

Neben immer noch hohen Kosten – auch
wenn die Überproduktionsanreize weitgehend
eliminiert waren – blieb der Druck externer
Faktoren auf die Gemeinsame Agrarpolitik
allerdings bestehen, da weitere Forderun-
gen nach Subventionsabbau und Handels-
liberalisierung im Rahmen der Welthan-
delsorganisation (WTO), und die Erweite-
rung der Union um Österreich, Schweden
und Finnland verkraftet werden mussten.

In einer weiteren, bisher letzten umfassen-
den Reform im Rahmen der „Agenda 2000“,
wurden 1999 weitere Preissenkungen vorge-

Die Agrarpolitik der
EWG führte ab der
zweiten Hälfte der
sechziger Jahre zu
dramatischen und

sowohl ökonomisch
als auch ökologisch
fragwürdigen Über-
produktionen in der

Landwirtschaft.

Zeichnung:
Walter Hanel
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nommen. Gleichzeitig nahmen die europäi-
schen Institutionen gemeinsam eine Um-
strukturierung vor und bildeten aus den exi-
stierenden Begleitmaßnahmen zusammen
mit neu geschaffenen „Maßnahmen zur
Entwicklung des ländlichen Raums“ einen
eigenständigen zweiten Pfeiler der Ge-
meinsamen Agrarpolitik. Das Ziel war die
Sicherung der europäischen Landwirtschaft
und des Lebens in den ländlichen Räumen
bei gleichzeitiger Anpassung an die
Bedingungen des Weltmarkts und einer
Begrenzung der Kosten für den europäi-
schen Haushalt.

Weitergehende Reformen, wie eine von
Deutschland unterstützte obligatorische
nationale Kofinanzierung, die das Interesse
der großen Empfängerländer an einer
modernen Agrarpolitik vergrößert hätten,
konnten nicht durchgesetzt werden. Aller-
dings verpflichtete sich die Kommission, in
2003, nach der Hälfte der Förderperiode,
eine Bewertung vorzunehmen, um Ände-
rungen der vorhandenen Politik vorschla-
gen zu können. 

In der parallel zu den Reformmaßnahmen
angenommenen Finanziellen Vorausschau
1999-2006 wurde der Umfang der GAP auf
etwa 39 Mrd. Euro jährlich für marktpoliti-
sche Maßnahmen und 4,4 Mrd. für Maß-
nahmen zur Entwicklung des ländlichen
Raums begrenzt. Das entspricht 47 Prozent
des Haushalts und ist die gleiche Summe
wie in der vorangegangenen Planungs-
periode.

3.6.2 Die gegenwärtige Agrarpolitik

Die beschriebenen Reformen haben die
Agrarpolitik im Laufe der Jahre stark verän-
dert. Der Schwerpunkt wurde immer mehr
von der Förderung der Produktion zur länd-
lichen Entwicklung und die Erhaltung der
Lebensgrundlagen der in der Landwirt-
schaft tätigen Personen verlagert. 

Die 1962 festgelegten drei Grundprinzipien
sind aber erhalten geblieben:

a) Einheit des Marktes: 
Die Bedingungen für Produktion und
Handel mit einem Agrarprodukt sollen für
alle in der EU gleich sein. Dieses Ziel wird
mit Hilfe der Gemeinsamen Marktorgani-
sationen erreicht, die sukzessive für 94 %
der Agrarprodukte eingeführt wurden. Sie
regeln und stabilisieren die Märkte inner-
halb der EU, sichern die Einkommen der
Landwirte und ermöglichen die Umsetzung
verbraucherpolitischer Ziele. 

Sie unterscheiden sich stark in der Orga-
nisationsform und in der Ausgestaltung.
Für Geflügel, Kartoffeln und Blumen ist das
Niveau der gemeinsamen Organisation bei-
spielsweise gering. Sie werden nur durch
„Zollschutzklauseln“ gegen Billigeinfuhren
aus Drittländern geschützt. Der weitaus
größte Teil der Agrarprodukte ist darüber
hinaus in ein „System institutioneller
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Preise“ eingebunden. Fallen beispielsweise
die am Markt gebildeten Preise für Roggen
oder Rindfleisch unter einen festgelegten
Wert, kauft die Kommission den Erzeugern
ihre Produkte zu einem vorher festgelegten
„Interventionspreis“ ab und lagert sie vorü-
bergehend ein. Wenn sich der Markt stabili-
siert hat, löst sie diese Lager auf oder sie
exportiert die (subventionierten) Güter in
andere Länder. Die Bestände können auch
als Nahrungsmittelhilfe der EU vergeben
oder vernichtet werden. 

Die Begrenzung der Kosten der Agrarpolitik
– einerseits durch die Agrarleitlinie, ande-
rerseits durch die mittelfristige Finanz-
planung – und die damit verbundene Re-
duktion der Marktmaßnahmen, wurden für
die Erzeuger durch den Einsatz der erwähn-
ten, preisunabhängigen Direktzahlungen
kompensiert. Ohne sie wäre aufgrund der
niedrigen (Welt-)Marktpreise der Unterhalt
der landwirtschaftlichen Höfe nicht mög-
lich. Weiteres Ziel der Direktzahlungen,
neben dem Erhalt der Lebensgrundlage für
Landwirte und der oben schon erwähnten
Reduktion des Überproduktionsanreizes, ist
die Steigerung des Umweltschutzes durch
entsprechende Bedingungen für die Aus-
zahlung. 

Auch die „obligatorischen Flächenstill-
legungen“ zielen auf den Umweltschutz und
die Drosselung der Produktion ab. Im
Zeitraum 2000-2006 sollen mindestens 10 %
der Anbauflächen stillgelegt werden. Dafür
werden pauschale Beträge in Höhe der
Direktzahlungen für Getreide an die
Landwirte gezahlt. Ein letztes, für den
Verbraucher sehr wichtiges Instrument zur
Durchsetzung der Einheit des Marktes, sind
vereinheitlichte Qualitätsnormen und Eti-
kettierungsvorschriften. Sie sind Bedingung
für das Vertrauen der Bürger in ein hohes
Niveau der Qualität der Produkte, sowie des
Umweltschutzes, der Hygiene und des Tier-

schutzes. Gleichzeitig ermöglichen sie den
grenzüberschreitenden Handel im Binnen-
markt.

Neben diesen eher direkten Maßnahmen der
„ersten Säule“ der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik gibt es eine vereinheitlichte Struktur-
politik für den ländlichen Raum, die soge-
nannte „zweite Säule“ der GAP. Sie wird
auch zur Agrarpolitik gezählt (siehe „Ent-
wicklung des ländlichen Raums“, Seite 51).

b) Die Gemeinschaftspräferenz:
Andere Produzenten können ihre Produkte
häufig billiger auf dem Weltmarkt anbieten
als europäische Landwirte, die nach den
Regeln der multifunktionalen Landwirt-
schaft arbeiten und die neben der
Produktion von landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen auch den Schutz der Umwelt
und der Ressourcen sowie die Pflege der
Kulturlandschaften und die Schaffung und
Erhaltung von Arbeitsplätzen zur Aufgabe
haben. Um die europäische Produktions-
weise dennoch zu erhalten, werden die
europäischen Produkte vor Konkurrenz
geschützt, indem die EU für Waren von
Drittstaaten Einfuhrzölle erhebt. Diese
Bevorzugung führt, wie die Ausfuhrbei-
hilfen, zu Auseinandersetzungen im Rah-
men der Welthandelsabkommen. 

Besonders problematisch sind diese Ein-
fuhrbeschränkungen für Entwicklungs-
länder, die in der Vergangenheit teilweise
erleben mussten, dass sie ihre Produkte
nicht in die EU einführen konnten, während
ihre eigenen Märkte durch subventionierte
europäische Produkte verzerrt wurden.

Mittlerweile hat die EU diese Benach-
teiligung weitgehend abgeschafft. Mit ihrer
Initiative „Alles außer Waffen“ wurde den 48
ärmsten Staaten der Welt ab dem 1. Januar
2002 zollfreier Zugang zu den EU-Märkten
für alle Waren außer Bananen, Zucker und
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Reis gewährt. Diese für die EU-Landwirt-
schaft besonders sensiblen Produkte sollen
langsamer liberalisiert werden.

Gleichzeitig wurden die Exportsubven-
tionen immer weiter abgebaut. Die soge-
nannten „blue-box“ Maßnahmen, die pro-
duktionsabhängige Zahlungen enthalten,
werden immer weiter durch horizontale,
produktionsunabhängige Zahlungen der
„green box“ ersetzt. Im Rahmen der „Halb-
zeitbewertung“ hat die Kommission weitere
Schritte in dieser Richtung vorgeschlagen.

c) Finanzielle Solidarität: Die Agrarpolitik
ist eine voll vergemeinschaftete Politik, ihre
Kosten werden von den Mitgliedstaaten
gemeinsam aus dem europäischen Haushalt
getragen. Sie werden über zwei Instrumente
vergeben. Die Kosten für die Gemeinsamen
Marktorganisationen, flankierende Ent-
wicklung des ländlichen Raums und ländli-
che Entwicklung außerhalb von Ziel-1 För-
derregionen werden über EAGFL-Garantie
verteilt, die sonstigen Ausgaben für ländli-
che Entwicklung kommen aus dem EAGFL-
Ausrichtung. 

Die Kosten der Agrarpolitik sind hoch, in
2003 wurden 40 Mrd. Euro für Marktme-
chanismen (Interventions- und Direktzah-
lungen) veranschlagt. Das entspricht 40 %
des gesamten EU-Haushalts. Zusätzlich
wurden 4,7 Mrd. für die Förderung des
ländlichen Raums und 0,6 Mrd. für die
Erweiterungsvorbereitung eingeplant. Ins-
gesamt standen in diesem Haushalt also
45,3 % für die Agrarpolitik zur Verfügung. 

Dieser Anteil wird sich nach dem Vorschlag
des Rates für die Jahre nach der Erweite-
rung 2004-2006 auf 43 % reduzieren, das
entspricht 136 Mrd. Euro für diese drei Jahre.

Gegenwärtig steht der größte Teil dieses
Betrags in der ersten Säule der Land-

wirtschaft (Marktmaßnahmen) zur Ver-
fügung. Bei der Verteilung dieser Mittel
kann das Parlament nur Stellungnahmen 
zu den Vorschlägen der Kommission und
des Rates abgeben. Im Haushaltsverfahren
hat das Parlament nicht die Macht, die
Ansätze des Rates abschließend zu ändern. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten im Haushaltsausschuss setzen uns
dafür ein, die Mittel der ersten Säule der
GAP flexibler einsetzen zu können und über
die Verwendung im Verfahren der Mit-
entscheidung zu bestimmen. 

Dass die Agrarpolitik einen großen Anteil
am Haushalt der EU ausmacht, ist nach
unserer Ansicht grundsätzlich gerechtfer-
tigt, da die EU in diesem Bereich durch die
frühe Übertragung weitreichender Kompe-
tenzen aus den Mitgliedstaaten besondere
Verantwortung hat, der sie nur mit den not-
wendigen finanziellen Mitteln gerecht wer-
den kann. Setzt man die Agrarausgaben in
der EU, einschließlich der nationalen
Ausgaben, in ein Verhältnis mit der europäi-
schen Wirtschaftsleistung, beträgt ihr Anteil
gerade noch 0,8 Prozent. (Zum Vergleich:
die Verteidigungsausgaben betragen etwa
1,3% des BSP)

Gleichzeitig unterstützen wir die Stärkung
des ländlichen Raums im Sinne einer 
multifunktionalen Landwirtschaft. Diese 
ist eng mit den Direktzahlungen verknüpft,
und eine Verschiebung der politischen 
Prioritäten bedeutet auch eine Verschie-
bung der haushälterischen Notwendig-
keiten. Daher fordern wir außer der Mit-
bestimmung über die gesamte Land-
wirtschaftspolitik und die eingesetzten
Mittel, auch die Aufhebung der Trennung
zwischen den Kategorien der Landwirt-
schaft, die eine flexible Handhabung der zur
Verfügung gestellten Mittel zur Zeit noch
verhindert.
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3.6.2.1 Entwicklung des ländlichen Raums

Die Maßnahmen im Rahmen der Entwick-
lung des ländlichen Raums werden immer
wichtiger. Neben den Einschränkungen für
die produktbezogene Förderung durch die
Welthandelsabkommen hat auch das Euro-
päische Parlament dazu beigetragen, weil es
den Ausbau der im weiteren Sinne ergän-
zenden Maßnahmen als Priorität gegenüber
der produktbezogenen Förderung ansieht
und nachdrücklich fordert.

Die Maßnahmen kann man in drei Kate-
gorien einteilen: 

� jene, die in direktem Bezug zur sonsti-
gen, „produktionsbezogenen“ GAP ste-
hen und daher „flankierende Maßnah-
men“ genannt werden, 

� die auf Erfahrungsaustausch, grenzüber-
greifende Zusammenarbeit und innovati-
ve Maßnahmen bezogenen „LEADER+“ 
Aktionen, 

� und eine Reihe weiterer Aufgaben. 

Insgesamt sind für die Entwicklung des
ländlichen Raums in der Finanziellen Vor-
ausschau 30,4 Mrd. Euro (in Preisen von
1999) für sieben Jahre vorgesehen. 

3.6.2.2 Halbzeitbewertung

Im Januar 2003 legte Agrarkommissar
Franz Fischler die Vorschläge der Kom-
mission für eine weitere Reform der
Agrarpolitik vor. Damit kommt er einer
Vereinbarung des Rates von Berlin 1999

Maßnahmen für die Entwicklung des ländlichen Raumes
Flankierende Maßnahmen

� Vorruhestand der 
Landwirte und 
Mitarbeiter ab 55

� Ausgleichszulagen 
in benachteiligten 
Gebieten mit 
umweltspezifischen  
Einschränkungen

� Agrarumweltmaß-
nahmen, die umwelt-
verträgliche Produktion 
und Erhaltung der 
Artenvielfalt anstreben

Finanziert aus 
EAGFL-Garantie

Weitere Maßnahmen

� Investitionsbeihilfen zum 
Ziel von Modernisierung, 
sowie Verbesserung der 
Lebens-, Arbeits- und 
Produktionsbedingungen

� Sonderförderung für 
Junglandwirte (< 40 Jahre)

� Ausbildung

� Forstwirtschaft

� Verarbeitung und 
Vermarktung

� Förderung einer integrierten 
Entwicklung ( z. B. Flur-
bereinigung, Bewahrung 
des Kulturerbes etc.)

Ziel-1 Regionen: EAGFL-
Garantie, Andere Regionen:
EAGFL-Ausrichtung

LEADER+

� Unterstützung lokaler 
Aktionsgruppen bei der 
Durchführung innovativer 
Pilotvorhaben

� Förderung von 
Erfahrungsaustausch und 
grenzübergreifender 
Zusammenarbeit

EAGFL-Ausrichtung
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nach und reagiert auf gegenwärtige Pro-
bleme in der Agrarpolitik sowie auf die
Beschlüsse des Brüsseler Gipfels 2002 zur
Begrenzung der Mittel für Direktzahlungen.
Erklärte Ziele der Kommission sind, die
Landwirtschaftspolitik wettbewerbsfähiger
und marktorientierter zu machen, die Vor-
schriften zu vereinfachen, den Erweite-
rungsprozess zu erleichtern und die Verein-
barkeit mit den Abkommen zum Welt-
handel im Rahmen der WTO zu verbessern.
Den Landwirten verspricht sie, durch die
jetzt eingeleiteten Reformen eine langfristi-
ge Perspektive zu gewährleisten und ihre
Abhängigkeit von Beihilfen weiter zu verrin-
gern.

Die Kommission schlägt vor, die gegenwär-
tig im Rahmen der Marktorganisationen
gezahlten Beihilfen hauptsächlich durch
„betriebsbezogene Einheitszahlungen“ zu

ersetzen. Damit werden die Zahlungen von
der Produktion unabhängig aufgrund von
Referenzwerten aus den Jahren 2000-2002
vorgenommen, wenn die Landwirte den ge-
stellten Ansprüchen in den Bereichen Um-
weltschutz, Lebensmittelsicherheit, Tierge-
sundheit und Tierschutz entsprechen.
Außerdem sollen die Mittel zur Förderung
des ländlichen Raums angehoben und der
Maßnahmenkatalog erweitert werden, unter
anderem um Unterstützungen bei der Qua-
litätssteigerung und Verbraucherinfor-
mation. Die zusätzlich vorgesehenen Mittel
in der zweiten Säule der Agrarpolitik sollen
durch Einsparungen bei den Direktzahlun-
gen an landwirtschaftliche Großbetrieben
(= über 5000 Euro Direktzahlungen pro
Jahr) ab 2007 erwirtschaftet werden, sowie
durch weitere Senkungen des Interventions-
preisniveaus bei den Marktstützungsmecha-
nismen.

Wir begrüßen die Vorschläge der Kom-
mission grundsätzlich, da sie wichtige
Schritte auf dem Weg zu einer ehrlichen
und zukunftsorientierten Agrarpolitik dar-
stellen. Die Aufgabe der europäischen
Landwirtschaft ist heute nicht mehr, gegen
die Unterversorgung zu kämpfen. Vielmehr
soll sie qualitativ hochwertige Lebensmittel
produzieren und unter Beachtung des
Umweltschutzes die Erhaltung des ländli-
chen Raums in seiner biologischen Vielfalt
und mit seinen natürlichen und kulturellen
Werten gewährleisten. Wir brauchen eine
multifunktionelle europäische Landwirt-
schaft.

Außerdem kommen die Vorschläge unseren
Forderungen nach Flexibilität zwischen den
beiden Haushaltskategorien der Agrarpo-
litik – EAGFL-Garantie und landwirtschaft-
liche Entwicklung – entgegen, indem sie
eine Absenkung der Direktzahlungen, insbe-
sondere an Großbetriebe, zugunsten der
ländlichen Entwicklung („obligatorische
Modulation“) einführen. 

Quelle: EU-Kommission; APA Grafik 7374

Vorschlag für EU-Agrarreform
Geplante EU-Landwirtschaftsausgaben in Milliarden Euro
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Eckpunkte der geplanten Reformen
Entkoppelung: Großteil der Agrarförderung künftig pauschal nach
Fläche ausbezahlt, unabhängig von Produktion, Umwelt- und
Sozialstandards müssen eingehalten werden

Modulation: Teil der Direktzahlungen wird in Förderung für länd-
liche Entwicklung bzw. neue Reformen umgeleitet, Kürzung der
Direktzahlungen je nach Förderbetrag zwischen Null und 19 %

Gesamt

davon für zehn Beitrittsländer

6,6
0,4

50,1

41,7
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Die Rolle des Konvents

Am 18. Februar 2002 ist der Startschuss für
den Konvent gefallen. Gemeinsam mit
Vertretern der Regierungen, der nationalen
Parlamente und der Kommission hat das
Europäische Parlament die Verantwortung,
konkrete Vorschläge für eine Europäische
Verfassung und für die Zukunft in einer
erweiterten Gemeinschaft zu unterbreiten.
Dazu gehört auch eine Reform der Finanz-
politik der Europäischen Union. 

Die sozialdemokratische Fraktion ist sich
der Tatsache bewusst, dass sich der Vertrag
auf demokratische Legitimität stützen
muss, um die europäische Integration vor-
anzubringen. Zudem müssen die Gesetz-
gebungsverfahren transparent und wir-
kungsvoll sein und unseren Bürgerinnen
und Bürgern klare Antworten auf die Frage
geben, was Europa in einer Föderation der
Staaten und Völker im Interesse aller
Europäerinnen und Europäer leisten kann
und leisten muss. Dies gilt insbesondere
auch für die Aufstellung des Haushaltes der
EU, mit dem die europäischen Politiken
finanziert werden sollen. 

Welchen Ansprüchen muss eine Reform
nach sozialdemokratischen Maßstäben
also gerecht werden?

Die europäische Haushaltspolitik muss ver-
ständlicher und transparenter werden. Das
jetzige System ist selbst von den Experten
kaum noch im ganzen Umfang zu verste-
hen, geschweige denn von den Bürgerinnen
und Bürgern. Aber nur wer erkennen kann,
was die Europäische Union kostet und wer
letztendlich die Erhebung und Verwendung
ihrer Steuergelder beschließt, kann auch
den Zusammenhang zwischen Kosten und
Nutzen der Gemeinschaftsausgaben ver-
stehen. Und damit gewinnt auch das

Handeln der Europäischen Union an Trans-
parenz. 

Die theoretischen Grundlagen müssen
an die praktischen Bedingungen ange-
passt werden. 

Wer mehr Bürgernähe und Verständlichkeit
fordert, muss dem Rechnung tragen. Dies
gilt auch für einen neuen Vertrag. Durch
interinstitutionelle Vereinbarungen ist das
Verfahren wesentlich abgeändert und ver-
bessert worden. Diese Entwicklung sollte
sich dann auch vertraglich widerspiegeln. 

Demokratische Defizite müssen behoben
werden. 

Als einziges demokratisch gewähltes Organ
der EU soll das Europäische Parlament auf
der einen Seite demokratische Kontrolle
ausüben und die Interessen der Bürge-
rinnen und Bürger vertreten. Auf der ande-
ren Seite soll es aber auch dem Souverän
gegenüber verantwortlich sein und ihm

4. AUSBLICK

EU-Konventions-
präsident Valery

Giscard d´Estaing
kurz vor der

Präsentation des
Verfassungs-

entwurfs, den 
105 Vertreter aus 

28 Staaten 
erarbeitet haben, 
im Gespräch mit

den Konvents
mitgliedern 

Joschka Fischer und 
Klaus Hänsch (SPE).
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Rechenschaft ablegen. Dazu muss das
Parlament aber auch volle Kontroll- und
Mitentscheidungsrechte haben. Nur wer
Entscheidungen mittrifft, kann auch mit
ganzer Konsequenz dafür verantwortlich
sein. 

Welche konkreten Reformen lassen sich
aus diesen Ansprüchen ableiten, um
diese Ziele zur erreichen? 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten haben unseren Konventsmitgliedern
einige Forderungen für die Debatten mitge-
geben. Zentrales Element einer demokrati-
schen und transparenten Haushaltspolitik
ist die Einführung des Mitentscheidungs-
verfahrens für alle Bereiche des Haushalts.
Das Parlament muss gleichberechtigt mit
dem Rat sowohl die Einnahmen als auch
die Ausgaben bestimmen. 

Damit verbunden ist die Forderung nach
der Abschaffung einer Unterscheidung 
zwischen obligatorischen und nicht-
obligatorischen Ausgaben. Bis jetzt
wurden die obligatorischen Ausgaben
vom Rat alleine festgelegt. Das Parlament
will endlich auch bei den Ausgaben für die
Gemeinsame Landwirtschaftspolitik mit-
entscheiden. 

Das derzeitige System der Einnahmen
bedarf einer grundsätzlichen Änderung.
Obwohl das jetzige System funktioniert,
gibt es gute Gründe für eine Reform. Zum
Einen nehmen die traditionellen Eigen-
mittel aus bereits in Kapitel 1.1. dargelegten
Gründen ab. Desweiteren haben die Mehr-
wertsteuer-Einnahmen und die BSP-Ein-
nahmen den Charakter von Transfers von
Mitgliedstaaten. Momentan kann man eher
von einer „Pauschalüberweisung“ denn von
einer Eigenfinanzierung sprechen. So kön-
nen Bürgerinnen und Bürger nicht erken-
nen, wie viele und welche Steuern zur
Finanzierung der EU-Ausgaben von ihnen
entrichtet werden. Eine europäische Steuer,
die für die Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler nicht zu einer zusätzlichen Belastung
führt, weil sie eben andere Abgaben ersetzt,
würde da für Abhilfe sorgen. Und die
Bürgerinnen und Bürger könnten auf diese
Weise auch endlich die Kosten der EU mit
ihren Leistungen vergleichen. 

Der Konvent hat Mitte Juni seinen Entwurf
für eine Verfassung vorgelegt. Ende dieses
Jahres könnte der Rat noch während der
italienischen Präsidentschaft die Verfassung
verabschieden. Der Ratifizierungsprozess in
den Mitgliedsstaaten würde noch einmal
etwa zwei Jahre in Anspruch nehmen. Dass
Europa ab 2007 ein großes Stück demokra-
tischer und transparenter wird, dazu
besteht also jetzt die Chance. Hoffentlich
lassen alle Beteiligten diese nicht ungenutzt
verstreichen. 
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WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN

Sozialdemokratische Partei

SPD-Abgeordnete im Europäischen Parlament http://www.spd-europa.de
weitere Veröffentlichungen der SPD-Fraktion im EP http://www.spd-europa.de/themaeu.html

Europa-Lexikon der SPD-Fraktion im EP http://www.spd-europa.de/faq.php

Europäische Sozialdemokraten im EP http://www.socialistgroup.org

Sozialdemokratische Partei Deutschlands http://www.spd.de

Sozialdemokratische Partei Europas http://www.pes.org

Europäisches Parlament http://www.europarl.eu.int

Haushaltsausschuss im Europäischen Parlament http://www.europarl.eu.int/committees/budg_home.htm

Sitzungsdokumente http://www.europarl.eu.int/
meetdocs/committees/budg/default_en.htm

Bericht zur Anpassung der mittelfristigen http://www2.europarl.ep.ec/omk/sipade2?SORT_
Finanzplanung aufgrund der Erweiterung ORDER=DDD&S_REF_A_TYPE=%&S_REF_A_YEAR=%&

S_REF_A_NUM=%&LEG_ID=5&PROG=REPORT&NAV=
S&AUTHOR_ID=1037&L=DE&LEVEL=3&SAME_LEVEL=1

Europäische Kommission http://www.europa.eu.int/ 
http://www.europa.eu.int/comm/index_de.htm

Generaldirektion Haushalt http://www.europa.eu.int/comm/budget/index_de.htm

Veröffentlichungen der GD Haushalt http://www.europa.eu.int/
comm/budget/infos/publications_de.htm

Rechtstexte und offizielle Veröffentlichungen http://europa.eu.int/eur-lex/de/index.html

Interinstitutionelle Vereinbarung vom 6. Mai 1999 http://europa.eu.int/
eur-lex/de/archive/1999/c_17219990618de.html

Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft (konsolidiert, nach Nizza) http://europa.eu.int/

eur-lex/de/treaties/dat/EC_consol.pdf
Haushalt: vor allem Art. 268-280

Haushaltsordnung vom 25.6.2002 http://europa.eu.int/eur-lex/pri/de/
oj/dat/2002/l_248/l_24820020916de00010048.pdf

Eigenmittelbeschluss http://europa.eu.int/
eur-lex/de/archive/2000/l_25320001007de.html

Haushalt

Haushalt 2003 nach Teileinzelplänen http://europa.eu.int/
eur-lex/de/oj/2003/l_05420030228de.html
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